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0 Lesehilfe 

 

Baurechtliche 

Grundordnung 

Das Baureglement (BR) der Gemeinde Rüdtligen-
Alchenflüh bildet zusammen mit den Zonenplänen die 
baurechtliche Grundordnung für das gesamte Gemein-
degebiet. 

 

Zonenplan Im Zonenplan sind die einzelnen Nutzungszonen in 
Form von farbigen Flächen dargestellt.  

 

Zonenplan Naturge-

fahren 

Im Zonenplan Naturgefahren sind die Gefahrengebiete 
grundeigentümerverbindlich festgelegt. 

 

Wirkungsbereich 

der baurechtlichen 

Ordnungen 

Die Bauzonen, die Landwirtschaftszone, der Wald so-
wie die Gewässerflächen decken zusammen mit den 
Wirkungsbereichen von besonderen baurechtlichen 
Ordnungen (Überbauungsordnungen und Zonen mit 
Planungspflicht) und der Verkehrsfläche das gesamte 
Gemeindegebiet ab. 

 

Kommentar  Der Kommentar in der rechten Spalte des Bauregle-
ments dient der Verständlichkeit, erläutert Begriffe 
und liefert u.a. die notwendigen Hinweise auf andere 
Artikel, Erlasse oder Grundlagen. Der Kommentar ist 
weder vollständig noch verbindlich. 

 

Übergeordnetes 

Recht 

Das übergeordnete Recht geht vor und ist vorbehalten. 
Das Baureglement regelt nur, was nicht schon auf 
eidgenössischer und kantonaler Ebene geregelt ist. 
Auf wichtige Bestimmungen wird jeweils in der Kom-
mentarspalte hingewiesen. 

Regelt das Baureglement einen Sachverhalt nicht oder 
nur lückenhaft, gilt ersatzweise das ergänzende öf-
fentliche Recht des Kantons. 

Auch wenn das private Baurecht vom öffentlichen 
weitgehend verdrängt worden ist, bleibt es selbständig 
anwendbar. Unter Nachbarn sind insbesondere die 
zivilrechtlichen Bau- und Pflanzvorschriften von Be-
deutung. Diese Vorschriften bieten dem Grund-
eigentümer einen Minimalschutz, der nur unter beson-
deren Voraussetzungen vom öffentlichen Recht ver-
drängt werden kann, z.B. das Beseitigungsverbot von 
Schatten werfenden Bäumen aus Gründen des Land-

z.B. Art. 25 KWaG und Art. 34 KWaV be-

treffend Waldabstand; Art. 16a Abs. 1 und 

2 sowie Art. 24 und Art. 37a RPG, Art. 34 

ff. und Art. 39 ff. RPV für das Bauen aus-

serhalb der Bauzone usw. 

 

 

 

 

 

Vgl. Art. 684 ff. ZGB und Art. 79 EG ZGB 
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schaftsschutzes. 

Das Baubewilligungsverfahren ist im übergeordneten 
Recht abschliessend geregelt. 

 

 
Ausnahmsweise sind auch Bauten und Anlagen, wel-
che ohne Baubewilligung errichtet werden dürfen, der 
Baubewilligungspflicht unterworfen. Baubewilligungs-
freie Bauten und Anlagen erfordern unter Umständen 
sogar eine Ausnahmebewilligung, wenn z.B. in einem 
Landschaftsschutzgebiet ein absolutes Bauverbot gilt 
oder das Bauvorhaben in einem Bauverbotsstreifen 
nach Art. 80 SG erstellt werden soll.  

Bauten und Anlagen, die erheblich von der baurechtli-
chen Grundordnung abweichen (besondere Bauten 
und Anlagen) oder wesentliche Auswirkungen auf die 
räumliche Ordnung und die Umwelt haben, bedürfen 
einer besonderen baurechtlichen Grundlage in einer 
Überbauungsordnung. 

 

 

Baubewilligungspflicht vgl. Art. 22 Abs. 1 

RPG; Art. 1a bis b BauG; Art. 4 ff. BewD; 

Weisung «Baubewilligungsfreie Bauten 

und Anlagen» nach Art. 1 b BauG (BSIG 

Nr. 7/725.1/1.1). 

 

Vgl. Art. 7 BewD. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vgl. Art. 19 ff. und 88 ff. BauG; 

Art. 19 ff. BauV 

 

Bedeutung der 

Landwirtschaft 

Bewohner in der Bauzone haben unvermeidbare Im-
missionen und Störungen, die sich aus der konven-
tionellen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung des 
Bodens ergeben, zu dulden. 

 

Besitzstands-

garantie 

Bestehende Bauten und Anlagen, welche von einer Bau-
beschränkung betroffen und dadurch rechtswidrig wer-
den, geniessen den Schutz der Besitzstandsgarantie. 

Dem Grundsatz nach ist sie im übergeordneten Recht 
geregelt: Aufgrund bisherigen Rechts bewilligte oder 
bewilligungsfreie Bauten und Anlagen dürfen unter-
halten, zeitgemäss erneuert und – soweit dadurch ihre 
Rechtswidrigkeit nicht verstärkt wird – auch umgebaut 
oder erweitert werden. Mit Ausnahme der Dorferhal-
tungszone ist ein Wiederaufbau nicht zulässig. 

Vgl. Art. 3 und 11 BauG 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vgl. Art. 3 BauG, Art. 234 Abs. 3 BR 

Qualitätssicherung Das Baureglement regelt nicht alles. Es belässt genü-
gend Spielraum, um z.B. in der Bau- und Aussenraumge-
staltung auf unterschiedliche Gegebenheiten zu reagie-
ren. Diese müssen jedoch sorgfältig analysiert werden. 

Das Baureglement bietet Erweiterungen des Gestal-
tungsspielraums an; allerdings unter der Vorausset-

Vgl. Art. 411 ff. BR 
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zung, dass die Siedlungs- und architektonische Qualität 
gewährleistet ist. 

Wer baut, übernimmt Verantwortung gegenüber der 
Mitwelt. Die Bestimmungen des BR sollen helfen, diese 
Verantwortung wahrzunehmen. 

Zuständigkeiten Die Zuständigkeiten sind in Art. 621 ff. BR, im über-
geordneten Recht sowie dem Organisationsreglement 
(OgR) resp. der Verordnung über die Verwaltungsorga-
nisation (VVO) der Gemeinde festgelegt. 
 

 

 
1 Geltungsbereich 

 

 
101 Geltungsbereich sachlich 

 

 Das Baureglement umfasst kommunales Bau-, Pla-
nungs- und Umweltrecht. 

 

 
102 Geltungsbereich räumlich 

 

 1 Das Baureglement inkl. Anhang A1 gilt für das ganze 
Gemeindegebiet. 

 

 2 Wo nichts anderes bestimmt ist, ist das Bauregle-
ment für besondere baurechtliche Ordnungen als er-
gänzendes Recht anwendbar. 

Art. 92 Abs. 1 BauG bleibt vorbehalten. 

 
103 Ausgleich von Planungsvorteilen 

 

 Der Ausgleich von Planungsvorteilen richtet sich nach 
den kantonalen Vorschriften sowie dem Reglement 
über die Mehrwertabgabe der Gemeinde. 

Vgl. Art. 142 ff. BauG 

 
2 Nutzungszonen 

 

 
21 Wohn-, Misch- und Arbeitszonen 

 

 
211 Art der Nutzung 

 

 1 Für die einzelnen Bauzonen gelten die folgenden 
Nutzungsarten und Lärmempfindlichkeitsstufen: 

 

2 Einfamilienhaus- – Wohnen und dem Wohnen gleich gestellte Nutzungen Als stille Gewerbe zählen z.B. Büros, 
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zone E2,  

Wohnzonen W 

– stille Gewerbe 
– ES II 
 
In der Einfamilienhauszone sind nur freistehende Ein-
familien-, Doppeleinfamilien- oder Zweifamilienhäuser 
zugelassen. 

Arztpraxen oder Künstlerateliers, welche 

weder durch ihren Betrieb noch durch 

den verursachten Verkehr störend wirken 

(vgl. Art. 90 Abs. 1 BauV). 

3 Wohn- und  

Gewerbezonen 

WG2, WG3 

– Wohnen und dem Wohnen gleich gestellte Nutzungen 
– mässig störende Gewerbe 
– ES III 

Lagerbetriebe, Verteilzentren, Werkhöfe und derglei-
chen sind nicht zugelassen. 

Mässig störende Gewerbe wie z.B. Dienst-

leistungsbetriebe, sowie emissionsarme 

Werkstätten und Produktionsbetriebe 

dürfen das gesunde Wohnen nicht we-

sentlich beeinträchtigen. 

4 Gewerbezone G – mässig störende Gewerbe 
– Wohnen für das betriebsnotwendig an den Standort 

gebundene Personal 
– ES III 

Werkhöfe und Lagerplätze sind nur in direktem Zu-
sammenhang mit einem Gewerbebetrieb gestattet. 

Wohnnutzung ist nur zulässig, wenn für 

wohnhygienisch tragbare Verhältnisse 

gesorgt werden kann. 

5 Industr iezone I – stark störende Gewerbe und Industrie 
– Wohnen für das betriebsnotwendig an den Standort 

gebundene Personal 
– ES IV 

 

Wohnnutzung ist nur zulässig, wenn für 

wohnhygienisch tragbare Verhältnisse 

gesorgt werden kann. 

 6 Mit Ausnahme der Industriezone sind Betriebe und 
Vorkehren im gesamten Gemeindegebiet untersagt, die 
einem unsittlichen Gewerbe zuzurechnen sind. 

Als unsittliches Gewerbe gelten Bordelle, 

einschlägige Massagesalons (z.B. Tantra-

massage), Videokabinen und dergleichen. 

 
212 Mass der Nutzung 

 

 1 Für die einzelnen Zonen gelten die folgenden baupo-
lizeilichen Masse: 

 

 kA gA Fh tr 1 )  VG GL 2)   

Einfamilienhaus-

zone E2 

4.0 m 8.0 m 7.0 m 2 25.0 m  

Wohnzone W2 4.0 m 8.0 m 7.0 m 2 30.0 m  

Wohnzone W3 5.0 m 10.0 m 10.0 m 3 40.0 m  

Wohn- und Gewerbe-

zone WG2 

4.0 m 8.0 m 3)  8.0 m 2 30.0 m  

kA: kleiner Grenzabstand 

gA: grosser Grenzabstand 

Fh tr: Fassadenhöhe traufseitig 

VG: Vollgeschosse 

GL: Gebäudelänge 
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Wohn- und Gewerbe- 

zone WG3 

5.0 m 10.0 m 3)  11.0 m 3 40.0 m  

Kernzone K 5.0 m 10.0 m 10.0.m 3 40.0 m  

Gewerbezone G 6.0 m 6.0 m 12.0 m – 60.0 m  

Industriezone I 3.0 m 3.0 m 22.0 m – –  

Dorferhaltungszone 

DZ 5)  

4.0 m 8.0 m 7.0 m 2 25.0 m  

Dorferhaltungszone 

DZ 6)  

3.0 m 3.0 m – 4) – –  

Landwirtschafts-

zone LWZ 5)  

4.0 m 8.0 m 7.0 m 2 25.0 m  

Landwirtschafts-

zone LWZ 6)  

3.0 m 3.0 m – 4) – –  

 1) In Gebieten mit erheblicher oder mittle rer Gefährdung ist eine 

entsprechend begründete Mehrhöhe von max. 1.0 m zulässig; mass-

gebend sind die effekt iven Wassert iefen über dem massgebenden 

Terra in.  

2) Im Fal l von Anbauten und eingeschossigen geschlossenen vor-

springenden Gebäudete i len erhöht sich die Gebäudelänge um das 

Mass deren über die Fassadenf lucht ragenden Tiefe, sofern sie nicht 

zwei Hauptgebäude verbinden. 

3) Für eingeschossige Gewerbe- und Bürobauten g ilt a l lseit ig der 

kle ine Grenzabstand.  

4) Für Hochsi los g i lt e ine Grundfläche von max. 30 m2 und e ine 

Gesamthöhe von max. 13.0 m ( im Dorfschutzgebiet Rüdt l igen max. 

10.0 m).  

5) für landwirtschaft l iche Wohnbauten sowie für nicht landwirt-

schaft l iche Gebäuden.  

6) für landwirtschaft l iche Bauten 

Vgl. Zonenplan Naturgefahren sowie 

Art. 541 BR 

Die Wassertiefe und die entsprechend 

abgeleitete Mehrhöhe sind anhand eines 

Gefahrengutachtens zu ermitteln. 

Minimale Dichte 2 Für die im Zonenplan bezeichneten Bereiche der 
Parz. Nrn. 20, 151, 152, 174, 314, 351 und 384 gilt eine 
minimale Geschossflächenziffer oberirdisch (GFZo) von 
0.45. 

 

 

Vgl. Art. A111 BR 

 
213 Abstände 

 

Grenz-, Gebäude- 

und Zonenabstände 

1 Bauten, die das massgebende Terrain an irgendeinem 
Punkt um mehr als 1.20 m überragen haben an dieser 
Stelle die nach Art. 212 ff. BR geltenden Grenz- und 
Gebäudeabstände sowie gegenüber der Landwirt-
schaftszone einen Zonenabstand von 4.0 m zu wahren. 

Grenzabstände: vgl. Art. A132 und A133 

BR; Gebäudeabstand: vgl. Art. A134 BR 
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Aufstockungen 2 Gebäude im Grenzabstand dürfen bis zur max. Fas-
sadenhöhe traufseitig und zur max. Anzahl Vollge-
schosse aufgestockt werden, sofern der Gebäudeab-
stand eingehalten werden kann. 

Ein Näherbaurecht ist erforderlich, wenn 

der zivilrechtliche Grenzabstand nicht 

eingehalten ist. 

Strassenabstände 3 Soweit nachfolgend nichts Anderes festgelegt ist, 
gelten die Vorschriften des Strassengesetzes oder die 
abweichenden Vorschriften in Überbauungsordnungen 
(Baulinien). 

Aufgrund des Strassengesetzes gelten 

folgende Abstände (Art. 80 SG): 

– Kantonsstrassen: 5.0 m 

– Gemeindestrassen: 3.6 m 

Der Strassenabstand wird vom Fahrbahn-

rand aus gemessen; von der Fahrbahn 

abgegrenzte Radwege werden nicht zur 

Fahrbahn gerechnet. 

 4 Der Bauabstand von selbständigen Fuss- und Radwe-
gen beträgt 2.0 m. Aus Sicherheitsgründen kann die 
angemessene Erhöhung dieses Abstands verlangt 
werden. 

 

 5 In der Kernzone kann mit Rücksicht auf die Gestal-
tungsbestimmungen von den Vorschriften gemäss 
Abs. 3 und 4 abgewichen werden, soweit Gemein-
destrassen betroffenen sind. 

 

 
214 Weitere Masse 

 

Hangzuschlag 1 Bei Bauten am Hang ist mit Ausnahme der hangseiti-
gen Fassade überall eine Mehrhöhe von 1.0 m gestat-
tet. Als Hang gilt eine Neigung des massgebenden 
Terrains, welche in der Falllinie gemessen innerhalb 
des Gebäudegrundrisses wenigstens 10% beträgt. 

 

Eingeschossige 

Gebäude 

2 Für eingeschossige Gebäude mit einer max. Fassaden-
höhe traufseitig von 4.0 m und einer max. anrechenba-
ren Gebäudefläche von 40 m2 gilt allseits (auch längs 
den öffentlichen Strassen und Wegen mit Ausnahme von 
Kantonsstrassen) ein Grenzabstand von 3.0 m. 

 

An- und Kleinbau-

ten 

3 Für An- und Kleinbauten gelten die folgenden Masse: 

– Grenzabstand (A) mind.: 2.0 m 
– Anrechenbare Gebäudefläche max.: 50 m2 
– Fassadenhöhe traufseitig (Fh tr) maximal: 4.0 m 

Vgl. Art. 3 und 4 BMBV 

An- und Kleinbauten dürfen nur Neben-

nutzflächen enthalten (vgl. SIA-Norm 416). 

Unterniveaubauten 4 Für Unterniveaubauten gelten die folgenden Masse: 

– über dem massgebenden Terrain im Mittel max.:  
1.20 m (Abgrabungen für Hauseingänge und Zufahr-
ten nach Art. 214 Abs. 8 bleiben unberücksichtigt) 

Vgl. Art. 6 BMBV 
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– Grenzabstand (A) min.: 1.0 m (mit Zustimmung des 
Nachbarn: 0 m) 

– Grenzabstand (A) bei freigelegter Fassade oder bei 
Zugang/Zufahrt: gemäss Art. 212 ff. BR 

Unterirdische Bau-

ten 

5 Für unterirdische Bauten gilt ein Grenzabstand (A) 
von mind. 0.5 m (mit Zustimmung des Nachbarn: 
0.0 m).  

Unterirdische Bauten sind Gebäude, die 

mit Ausnahme der Erschliessung sowie 

der Geländer und Brüstungen, vollständig 

unter dem massgebenden Terrain liegen 

(vgl. Art. 5 BMBV). 

Vorspr ingende 

Gebäudeteile 

6 Für vorspringende offene Gebäudeteile sowie Erker 
gelten die folgenden Masse: 

– zulässiges Mass über die Fassadenflucht: 3.0 m 
– zulässiges Mass in den kleinen Grenzabstand (kA): 

2.0 m 
– zulässiger Anteil des entsprechenden Fassadenab-

schnitts: 50% 

Zusätzlich sind eingeschossige geschlossene vorsprin-
gende Gebäudeteile mit einer anrechenbaren Gebäu-
defläche von maximal 40 m2 gestattet, wenn deren 
Fassadenhöhe traufseitig 4.0 m nicht überschreitet. 
Sie dürfen zudem nicht mehr als 8.0 m über die Fassa-
denflucht hinausragen und müssen einen Grenzab-
stand von mindestens 3.0 m einhalten. 

Vgl. Anhang, Art. 10 BMBV, Art. 79 und 

79b EG ZGB 

Vorspringende offene Gebäudeteile sind 

z.B. Vordächer, Aussentreppen, Lade-

rampen, Balkone und dgl. Nach EG ZGB 

dürfen vorspringende Gebäudeteile 

höchstens bis 1.2 m in den zivilrechtli-

chen Grenzabstand von 3.0 m hineinra-

gen. Ohne Zustimmung des Nachbarn 

müssen sie somit mindestens einen 

Abstand von 1.8 m von der Parzellen-

grenze aufweisen (vgl. Art. 79 i.V.m. Art. 

79b EG ZGB). 

Gestaffelte Gebäu-

de 

7 Für in der Höhe oder in der Situation gestaffelte Ge-
bäude gilt eine minimale Staffelung von 2.0 m. 

Die Fassadenhöhe traufseitig wird bei 

gestaffelten Gebäuden für jeden Gebäu-

deteil separat gemessen. 

Abgrabungen 8 Giebelfelder und auf max. einer Gebäudeseite ange-
ordnete Abgrabungen für Hauseingänge (Breite max. 
4.0 m) oder für Garageneinfahrten (Breite max. 6.0 m) 
werden nicht an die Fassadenhöhe traufseitig ange-
rechnet.  

Giebelfelder dürfen nicht über den First 

ragen. 

Die zulässige Fassadenhöhe traufseitig 

darf nicht durch nachträgliche Abgrabun-

gen überschritten werden. 

Geschosse 9 a) Das Untergeschoss zählt nicht als Vollgeschoss, 
wenn OK fertiger Boden 1. VG im Mittel max. 1.2 m 
(in Gebieten mit erheblicher oder mittlerer Gefähr-
dung in begründeten Fällen max. 2.2 m) über dem 
massgebenden Terrain liegt, wobei Abgrabungen für 
Hauseingänge oder Garageneinfahrten gemäss Art. 
214 Abs. 8 BR nicht angerechnet werden. 

b) Das Dachgeschoss zählt nicht als Vollgeschoss, 
wenn die Kniestockhöhe weniger als 1.9 m, in 
Ortsbildschutzgebieten weniger als 1.6 m beträgt. 

 

Vgl. Art. 19 BMBV 

 

Vgl. Zonenplan Naturgefahren resp. Art. 

212 Abs. 1, Fussnote 1. 

 

 

 

Vgl. Art. 16 und 20 BMBV 
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c) Das Attikageschoss zählt nicht als Vollgeschoss, 
wenn: 
– die Geschosshöhe max. 3.5 m beträgt; 
– das Attikageschoss auf mind. zwei Seiten um 

mind. 3.0 m von der Fassade des darunter lie-
genden Geschosses zurückversetzt ist. 

Vgl. Art. 21 BauG sowie Art. A121 BR 

Bei der Gestaltung von Attikageschossen 

ist der guten Gesamtwirkung gemäss 

Art. 411 Abs. 1 BR besondere Beachtung 

zu schenken. 

 
22 Zonen für öffentliche Nutzungen sowie 

für Sport- und Freizeitanlagen 

 

 
221 Zonen für öffentliche Nutzungen (ZöN) 

 

 1 Die Zonen für öffentliche Nutzungen sind für Bauten 
und Anlagen im öffentlichen Interesse bestimmt. Be-
reits bestehende zonenwidrige Bauten und Anlagen 
dürfen nur unterhalten werden. 

Zonen für öffentliche Nutzung sind Zonen 

gemäss Art. 77 BauG. 

 2 Bei der Überbauung von Zonen für öffentliche Nut-
zungen ist gegenüber den angrenzenden Grundstü-
cken der für die entsprechenden Zonen geltende klei-
ne Grenzabstand einzuhalten. 

 

 3 Die Gebäudeabstände innerhalb der Zonen für öffent-
liche Nutzungen richten sich nach den Bedürfnissen 
einer zweckmässigen Überbauung. 

 

 4 In den einzelnen Zonen für öffentliche Nutzungen 
gelten die folgenden Bestimmungen: 

 

 Bez.  Zweck Grundzüge der Überbau-

ung und Gestaltung 

ES  

 A Kindergarten, Pri-

marschulanlage, 

Ziv ilschutzanlage 

Neubauten gemäss den 

Bestimmungen zur 

Wohnzone W3 

II   

 B Turn- und Sport-

platz, Clubhaus mit 

Infrastruktur für 

BMX-Bahn, Wehr-

dienstmagazin 

Neubauten gemäss den 

Bestimmungen zur  

Kernzone K 

II I   

 C Gemeindewerkhof Neubauten gemäss den 

Bestimmungen zur  

Gewerbezone G 

II I   

 D Öffentl iche Park-

plätze 

Versiegelung nicht  

zulässig 

–  
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 E Trafostation, E in-

stellraum/Einlage-

rung, Lagerplatz 

Neubauten gemäss den 

Bestimmungen zur Dorfer-

haltungszone DZ für nicht-

landwirtschaftl iche Bauten 

II I   

 
222 Zonen für Sport- und Freizeitanlagen (ZSF) 

 

 1 In den Zonen für Sport- und Freizeitanlagen gelten 
für Nutzung, Anlagen und Bauten die Bestimmungen 
des Baugesetzes. Campingplätze sind untersagt. 

Zonen für Sport und Freizeitanlagen sind 

Zonen gemäss Art. 78 BauG 

 2 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV. 

 
23 Weitere Nutzungszonen im Baugebiet 

 

 
231 Verkehrszone (VZ) 

 

 1 Die Verkehrszone umfasst Flächen für den Strassen- 
und den Bahnverkehr. 

 

 2 In dieser Zone gelten die Bestimmungen der Stras-
sen-, resp. der Eisenbahngesetzgebung. 

Vgl. SG/SV resp. EBG/EBV 

 3 Innerhalb der dem Bahnverkehr gewidmeten Flächen 
gelten für den Bau und die Nutzung von nicht bahnbe-
triebsnotwendigen Bauten und Anlagen die Bestim-
mungen der Wohn- und Gewerbezone WG2. 

Nicht bahnbetriebsbedingte Bauten und 

Anlagen (Bauten und Anlagen, die nicht 

oder nicht überwiegend dem Bau und 

Betrieb einer Eisenbahn dienen) unterste-

hen dem ordentlichen Baubewilligungs-

verfahren. 

 
232 Grünzone (GR) 

 

 In den Grünzonen gelten die Vorschriften von Art. 79 
BauG. 

 

Vgl. Art. 214 Abs. 4 BR 

 
233 Kernzone (K) 

 

Zweck 1 Die Kernzone K umfasst Gebiete mit besonders in-
tensiver Nutzungsdurchmischung. Sie ist Geschäfts-, 
Büro- und Wohnzone. Zugelassen sind auch Gewerbe-
betriebe sowie Gastgewerbe und Verkauf. 

In der Kernzone soll die bestehende Ge-

bäudestruktur berücksichtigt und der 

öffentliche und halböffentliche Raum durch 

entsprechende Gestaltung aufgewertet 

werden. Der Stellung von Neubauten und 

der Gestaltung der Aussenräume ist be-

sondere Aufmerksamkeit zu schenken. 
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Baugestaltung 2 Neubauten müssen bezüglich Massstab und Propor-
tionen den traditionellen Bauten entsprechen.  

Vor allem sind die Dachformen samt den 

Dachneigungswinkeln zu respektieren. 

 3 Wo die heute bestehenden Bauten reglementarische 
Abstände von Grenzen und Gemeindestrassen unter-
schreiten, kann im gleichen Umfang ein Neubau er-
stellt werden, wenn er die ästhetischen Bedingungen 
einer guten Gesamtwirkung im Ortsbild erfüllt und 
keine öffentlichen Interessen verletzt werden. 

 

Lärm 4 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV 

 
234 Dorferhaltungszone (DZ) 

 

Zweck 1 Die Dorferhaltungszone bezweckt die Erhaltung, die 
zweckmässige Erneuerung und die sorgfältige Erweite-
rung des bestehenden Siedlungsgefüges. 

Erhaltenswert sind insbesondere die 

Bauvolumen, die Materialien, die Gliede-

rung und Struktur der Siedlung, die Dach-

landschaft, sowie die Aussenräume mit 

ihren charakteristischen Elementen. 

Art der Nutzung 2 In der Dorferhaltungszone sind folgende Nutzungen 
erlaubt: Land- und Forstwirtschaft, Wohnen sowie 
mässig störendes Gewerbe. 

 

Umnutzung 3 Ehemals bäuerlich oder gewerblich genutzte Haupt-
gebäude dürfen unter Berücksichtigung allfälliger 
denkmalpflegerischer Belange innerhalb des am [Stich-
tag Gemeindeversammlung] bestehenden Volumens 
vollständig zu Wohn- und Gewerbezwecken ausgebaut 
werden. 

 

Wiederaufbau 4 Wird ein Gebäude durch Elementarereignisse ganz 
oder teilweise zerstört, darf es innert fünf Jahren ohne 
Rücksicht auf den zivilrechtlichen Grenzabstand in 
seinem früheren Ausmass wieder aufgebaut werden. 

Vgl. Art. 79d EG ZGB 

Neubauten 5 Neubauten sind ausschliesslich zu landwirtschaftli-
chen Zwecken zulässig. Sie dürfen nicht zu Lasten von 
Hochstammobstgärten erstellt werden. 

 

An- und Kleinbau-

ten 

6 Das bauliche Umfeld nicht störende An- und Klein-
bauten sind zugelassen. 

 

Gestaltung 7 Bei Um- und Neubauten ist in der Regel die traditio-
nelle Bauweise hinsichtlich Fassaden- und Dachgestal-
tung, Form, Farb- und Materialwahl sowie Strassen- 
bzw. Platzgestaltung zu übernehmen. 

Vgl. Art. 411 BR 

Zeitgemässe Gestaltungen und vom 

traditionellen Stil abweichende Farben 

und Materialien sind in Absprache mit der 

kantonalen Denkmalpflege möglich. 
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Bauvoranfrage 8 Für grössere Bauvorhaben und wesentliche bauliche 
Veränderungen wird eine Bauvoranfrage an die Ge-
meinde empfohlen. 

Definitive, rechtlich bindende Beurteilun-

gen von baurechtlichen Sachverhalten 

erfolgen ausschliesslich im Rahmen der 

Gesamtprüfung von Bauvorhaben im 

Baubewilligungsverfahren. 

 9 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV 

 
24 Nutzungszonen im Nichtbaugebiet 

 

 
241 Landwirtschaftszone (LWZ) 

 

 1 In der Landwirtschaftszone richten sich die Nutzun-
gen und das Bauen nach den Bestimmungen in 
Art. 212 BR sowie nach den Vorschriften des eidge-
nössischen und kantonalen Rechts. 

Vgl. Art. 16 ff. und 24 ff. RPG, Art. 39 ff. 

RPV; Art. 80 ff. BauG 

 2 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV 

 3 Neubauten sind nach Möglichkeit in bestehende Bau-
gruppen einzuordnen. Neu-, Um- und Anbauten dürfen 
die bestehende traditionelle Bauweise nicht stören. 

 

 4 Die Baukommission ist befugt, die Farbgebung zu 
bestimmen. 

 

 
3 Besondere baurechtliche Ordnungen 

 

 
31 Zonen mit Planungspflicht (ZPP) 

 

 
311 Allgemeine ZPP-Bestimmungen 

 

 Zonen mit Planungspflicht bezwecken die ganzheitliche, 
haushälterische und qualitativ anspruchsvolle wirt-
schaftliche und bauliche Entwicklung wichtiger unüber-
bauter, unternutzter oder umzunutzender Areale. 

Gemäss Art. 93 BauG setzt das Bauen in 

einer Zone mit Planungspflicht eine rechts-

kräftige Überbauungsordnung voraus; diese 

wird durch den Gemeinderat erlassen. Die 

Befreiung von der Planungspflicht richtet 

sich nach Art. 93 Abs. 1 und 2 BauG. 

 
312 ZPP 1 «Franz-Schnyder-Weg» 

 

Zweck 1 Die Zone mit Planungspflicht Nr. 1 «Franz-Schnyder-
Weg» bezweckt die Sicherstellung einer der Situation 
angepassten Überbauung mit gemischter Nutzung. Die 
Anordnung der Gebäude ist so zu wählen, dass das 
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Schachengebiet der Emme nicht abgeriegelt wird. 

Art der Nutzung 2 Zentrumsnahes Wohnen und Gewerbe im Sinne der 
Kernzone K mit direktem Anschluss an den Franz-
Schnyder-Weg. 

 

Mass der Nutzung 3 – dreigeschossige Bauweise plus Attika- oder Dach-
geschoss; 

- max. Fassadenhöhe traufseitig (Fh tr): 10.0 m 

Der Bauabstand zum Schachenwald beträgt für Haupt-
gebäude 20.0 m, für Kleinbauten 10.0 m. 

 

 

 

 

Gemessen wird ab der verbindlichen 

Waldgrenze. 

Gestaltung 4 Folgende Gestaltungsgrundsätze sind zu beachten: 

- Für die Ortsentwicklung soll die Situation im Pla-
nungsgebiet im Einklang mit dem Siedlungsrand zum 
Schachenwald ausgestaltet werden. 

- Es sind einfache, klare Gebäudevolumen und Dach-
formen zu wählen; Flachdachbauten sind erlaubt. 

- Die Fassaden sind harmonisch zu gliedern und dür-
fen nicht mit Elementen unterschiedlicher Art über-
laden werden. 

- Eine Verzahnung mit der Natur ist anzustreben und 
soll im Wesentlichen die Aussenraumgestaltung be-
einflussen. 

 

Erschliessung 5 Die Erschliessung erfolgt über den Franz-Schnyder-
Weg. Vom Franz-Schnyder-Weg zum äussern Damm-
weg ist eine Fuss- und Radwegverbindung sicherzu-
stellen.  

 

Parkierung 6 Abfahrtsrampen zu Tiefgaragen sind zu überdachen 
oder gut einzupflanzen (Rankgerüst).  

 

Lärm 7 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV 

Der östliche Grenzbereich zur Gemeinde-

grenze stösst auf eine Industriezone mit 

Empfindlichkeitsstufe IV. Entsprechende 

bauliche Massnahmen sind vorzusehen. 

 
313 ZPP 5 «Bärenmatte» 

 

Zweck 1 Die ZPP Nr. 5 «Bärenmatte» bezweckt eine gut gestal-
tete, verdichtete und zentrumsgerechte Überbauung 
mit Wohn- und Dienstleistungsnutzung.  
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Art der Nutzung 2 – Gemischte Nutzung im Sinne der Kernzone K, ins-
besondere Nutzung als Alters- und Pflegeheim. 

– Isolierte und verkehrsintensive Anlagen wie Tank-
stellen, Imbissshops und dergleichen sind nicht zu-
gelassen. 

 

Mass der Nutzung 3 – min. Geschossflächenziffer oberirdisch:  0.7 

– max. Anzahl Vollgeschosse:  4 

– entlang der Bernstrasse ist die Fassade des 4. Voll-
geschosses gegenüber der Fassadenlinie des da-
runterliegenden Vollgeschosses um mind. 6.0 m zu-
rückzusetzen; 

– max. Fassadenhöhe traufseitig: 14.0 m 

– max. Gebäudelänge: 60 m  

 

Gestaltung 4 Folgende Gestaltungsgrundsätze sind zu beachten: 

– Auf die beiden schützenswerten Objekte Gasthof 
Bären und Wohnstock ist Rücksicht zu nehmen.  

– Entlang der Bernstrasse im Bereich des Gasthofs 
ist dazu eine ruhige und ortsbildverträgliche Fas-
sadengestaltung anzustreben. 

 

Der Gasthof ist geschützt mit kant. 

Vertrag.  

Erschliessung 5 Die Verkehrserschliessung erfolgt ab der Jurastrasse; 
die Parkierung ist mehrheitlich unterirdisch anzulegen. 

 

Lärm 6 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV 

 
314 ZPP 8 «Jurastrasse» 

 

Zweck 1 Die ZPP Nr. 8 «Jurastrasse» bezweckt eine verdichte-
te, gut gestaltete und zentrumsgerechte Überbauung 
mit Wohn- und Dienstleistungsnutzung. 

 

Art der Nutzung 2 – Gemischte Nutzung im Sinne der Wohn- und Ge-
werbezone WG. 

– Gastgewerbe, Verkaufsnutzungen und andere ver-
kehrsträchtige Nutzungen sind nicht zugelassen. 

 

Mass der Nutzung 3 – min. Geschossflächenziffer oberirdisch:  1.0 

– max. Anzahl Vollgeschosse:  4 (punktuell 5) 

– max. Gebäudelänge: frei 
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Gestaltung 4 Folgende Gestaltungsgrundsätze sind zu beachten: 

– Die Überbauung hat einem einheitlichen architek-
tonischen Konzept zu folgen. 

– Arealintern ist die erforderliche Durchwegung si-
cherzustellen. 

– Die Strassenraumgestaltung entlang der Jurastrasse 
ist auf das Projekt abzustimmen; das Areal ist ver-
kehrsfrei zu gestalten. 

– Die Überbauung kann in Etappen erstellt werden 

 

Erschliessung 5 Die Verkehrserschliessung erfolgt ab der Jurastrasse; 
die Parkierung ist mehrheitlich unterirdisch anzulegen. 
Eine Fusswegverbindung zwischen Jurastrasse und 
Heimstrasse mit Unterquerung des Bahndamms ist zu 
prüfen. 

 

Lärm 6 Es gelten die Vorschriften der ES III. Der Nachweis 
der Einhaltung der Lärmbelastungsgrenzwerte resp. 
der Antrag und die Begründung für eine allfällige Aus-
nahmebewilligung nach Art. 31 Abs. 2 LSV ist im Bau-
bewilligungsverfahren anhand eines Gutachtens zu 
erbringen. 

Vgl. Art. 43 LSV 

 
315 ZPP 11 «Wiesenweg II» 

 

Zweck 1 Die ZPP Nr. 11 «Wiesenweg II» bezweckt im nordwest-
lichen Teil eine Überbauung mit verdichteten individuel-
len Wohnformen und gegen die Autobahn hin gewerbli-
che Kleinbetriebe und Unterstände für Fahrzeuge. 

 

Art und Mass der 

Nutzung 

2 Die Art der Nutzung sowie die Fassadenhöhe trauf-
seitig und die Gebäudelänge richten sich nach den 
Bestimmungen der Wohn- und Gewerbezone WG2. Die 
Hauptgebäude sind zweigeschossig zu erstellen. Die 
zoneninternen Gebäudeabstände sind frei. 

 

Gestaltung 3 Die Überbauung hat einem einheitlichen architekto-
nischen Konzept zu folgen.  

 

Erschliessung und 

Parkierung 

4 Die Erschliessung ist auf die Bedürfnisse der Sied-
lungsbewohner auszurichten und ist flächensparend 
zu konzipieren. Die Parkierung erfolgt unterirdisch 
oder gebäudeintegriert. 
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Lärm 5 Die Lärmemissionen von der Bahnlinie und der Auto-
bahn her sind mit geeigneten Massnahmen einzu-
dämmen. Bei gewerblicher Nutzung ist gegenüber den 
benachbarten Nutzungen ein begrünter Abschirmungs-
bereich vorzusehen. Die Einhaltung der Planungswerte 
der ES III ist auf Stufe Überbauungsordnung mit einem 
Fachgutachten nachzuweisen. 

 

 

 

 

 

Vgl. Art. 43 LSV 

 
316 ZPP 14 «Bahnhof Süd» 

 

Zweck 1 Die ZPP Nr. 14 «Bahnhof Süd» bezweckt eine verdich-
tete, gut gestaltete und zentrumsgerechte Überbauung 
mit Wohn- und Dienstleistungsnutzung. 

 

Art der Nutzung 2 – Wohn-, Geschäfts-, Büro- und Gewerbenutzung im 
Sinne der Kernzone K. 

– Reine Lagernutzung oder Speditionen sind nicht 
zugelassen. Vorbehalten bleibt die Besitzstandsga-
rantie gemäss übergeordnetem Recht. 

Erwünscht sind an dieser gut mit dem 

öffentlichen Verkehr erschlossenen Lage 

insbesondere Betriebe mit hoher Arbeits-

platzdichte sowie publikumsorientierte 

Nutzungen. 

Mass der Nutzung 3 – min. Geschossflächenziffer oberirdisch:  0.8 

– max. Anzahl Vollgeschosse:  4 (punktuell 5) 

– max. Gebäudelänge: frei 

 

Gestaltung 4 Folgende Gestaltungsgrundsätze sind zu beachten: 

– Die Gestaltung der Bauten ist in Bezug auf Volumen, 
Stellung und Gestaltung aufeinander abzustimmen. 

– Auf das erhaltenswerte Objekt ist im Rahmen der 
übergeordneten Bestimmungen Rücksicht zu neh-
men. 

– Arealintern ist die erforderliche Durchwegung si-
cherzustellen. 

– Die Strassenraumgestaltung entlang der Jurastrasse 
ist auf das Projekt abzustimmen. 

– Die Überbauung kann in Etappen erstellt werden 

 

 

 

Vorbehalten bleiben Änderungen des 

Bauinventars im Rahmen der laufenden 

Revision. 

Erschliessung 5 Die Verkehrserschliessung erfolgt ab der Jurastrasse 
oder im Einbahnsystem direkt ab der Bernstrasse; die 
Parkierung ist mehrheitlich unterirdisch anzulegen. 
Zwischen der Jurastrasse und der geplanten Bahnhof-
unterführung ist eine öffentliche Fusswegverbindnung 
sicherzustellen. 
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Lärm 6 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV 

 
317 ZPP 15 «Bahnhof Nord» 

 

Zweck 1 Die Zone mit Planungspflicht Nr. 15 «Bahnhof Nord» 
bezweckt die Sicherstellung einer der zentralen und 
gut erschlossenen Lage entsprechenden Bebauung im 
Umfeld des Bahnhofs unter Berücksichtigung der Be-
dürfnisse des öffentlichen Verkehrs. 

Speziell zu berücksichtigen sind insbe-

sondere folgende Elemente: 

- Fussgängerbereich, Veloabstellplätze 

- Durchfahrt zur Heimstrasse 

- Bus- und PW-Vorfahrten 

- Kurzparkierung 

Art der Nutzung 2 – Wohn-, Geschäfts-, Büro- und Gewerbenutzung im 
Sinne der Kernzone K. 

– Reine Lagernutzung oder Speditionen sind nicht 
zugelassen. 

Erwünscht sind an dieser gut mit dem 

öffentlichen Verkehr erschlossenen Lage 

insbesondere Betriebe mit hoher Arbeits-

platzdichte sowie publikumsorientierte 

Nutzungen. 

Mass der Nutzung 3 – min. Geschossflächenziffer oberirdisch:  0.6 

– max. Anzahl Vollgeschosse:  4 

- max. Gebäudelänge: frei 

 

Gestaltung 4 Folgende Gestaltungsgrundsätze sind zu beachten: 

- Die Ersatzbauten für das Aufnahmegebäude sollen 
zusammen mit den bestehenden Bauten den 
Bahnhofplatz definieren. 

- Funktions- und publikumsgerechte Gestaltung der 
Bahnhofstrasse, des Bahnhofplatzes sowie der 
Bahnhofvorfahrt. 

- Strassenräume sind als verkehrsberuhigte Er-
schliessungsanlagen (Begegnungszone) zu gestal-
ten und mit Bäumen zu bepflanzen. 

- Entlang der Heimstrasse soll der Strassenraum neu 
gefasst werden. 

- Auf das erhaltenswerte Objekt ist im Rahmen der 
übergeordneten Bestimmungen Rücksicht zu neh-
men. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorbehalten bleiben Änderungen des 

Bauinventars im Rahmen der laufenden 

Revision. 

Erschliessung 5 Die Verkehrserschliessung erfolgt ab der Bahn-
hofstrasse; die Parkierung ist mehrheitlich unterirdisch 
anzulegen. 

 

Lärm 6 Es gelten die Vorschriften der ES III.  Vgl. Art. 43 LSV 
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32 Bestehende besondere baurechtliche 

Ordnungen 

 

 
321 Überbauungsordnungen (UeO) 

 

 Die folgenden Überbauungsordnungen und Baulinien-
pläne bleiben rechtskräftig: 

– UeO «Photovoltaikanlage Autobahnüberdeckung» 
vom 15.01.2014 

– UeO ZPP 1 «Grubenweg» vom 23.04.2007 

– UeO Nr. 13 «Underbode» vom 30.05.2005 

– UeO «Wiesenweg I» vom 11.03.2002 

Für die Überbauungsordnungen die mit 

dem Erlass des vorliegenden Bauregle-

ments nicht geändert werden, gilt für die 

Rechtsbeständigkeit das Genehmigungs-

datum der Überbauungsordnung oder 

deren Änderung. 

 
4 Qualität des Bauens und Nutzens 

 

 
41 Bau- und Aussenraumgestaltung 

 

 
411 Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

 

Grundsatz 1 Bauten, Anlagen und Aussenräume sind so zu gestal-
ten, dass sich hinsichtlich ihrer Gesamterscheinung 
und ihrer Detailgestaltung zusammen mit ihrer Umge-
bung eine gute Gesamtwirkung ergibt. 

Rüdtligen-Alchenflüh legt Wert auf eine 

gute Gestaltung der Bauten und deren Ein-

ordnung ins Ortsbild und geht davon aus, 

dass die Baugesuchstellenden bzw. die 

Projektverfassenden die kommunalen Be-

sonderheiten respektieren. Die Gemeinde 

setzt voraus, dass die Projektverfassenden 

das Umfeld des Bauvorhabens analysieren 

und verantwortungsbewusst mit dem zur 

Verfügung gestellten Spielraum umgehen. 

Dazu sind die Kriterien in Abs. 2 zu beach-

ten und mit dem Baugesuch die notwendi-

gen Unterlagen zur Beurteilung der Ge-

samtwirkung einzureichen. 

Beurteilungskrite-

rien 

2 Bei der Beurteilung der guten Gesamtwirkung sind 
insbesondere zu berücksichtigen: 

– die prägenden Elemente und Merkmale des Stras-
sen-, Orts- und Landschaftsbildes (Gliederung von 
Häusern, Plätzen etc.) 

– Volumen, Lage, Stellung und Proportionen der Bau-
ten und Anlagen; 

– die Fassaden- und Dachgestaltung sowie die Materi-
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alisierung und Farbgebung; 

– die Umgebungsgestaltung und die Beziehungen zum 
öffentlichen Raum. 

 3 Bei Bauvorhaben am Siedlungsrand (Übergang von 
der Bauzone zur Landwirtschaftszone) und im Bereich 
des Waldrandes ist ein möglichst natürlicher Übergang 
zur offenen Landschaft beziehungsweise zum Wald 
herzustellen. 

 

 4 Eingeschossige Gebäude, eingeschossige geschlos-
sene vorspringende Gebäudeteile sowie An- und 
Kleinbauten haben sich gestalterisch dem Hauptge-
bäude unterzuordnen und müssen mit diesem zusam-
men eine gute Gesamtwirkung gewährleisten. 

 

 

Vgl. Art. 214 Abs. 2, 3 und 6 BR 

 
412 Bauweise, Stellung der Bauten 

 

Offene Bauweise 1 Sofern in Überbauungsordnungen nicht anders gere-
gelt gilt die offene Bauweise. Die Bauten haben ge-
genüber nachbarlichem Grund allseitig die vorge-
schriebenen Grenz- und Gebäudeabstände einzuhal-
ten. Vorbehalten bleibt Art. 75 BauG. 

 

Zusammenbau 2 Der Zusammenbau von Gebäuden ist innerhalb der 
zulässigen Gesamtlänge gestattet, wenn die ganze 
Häusergruppe gleichzeitig oder in sich unmittelbar 
folgenden Bauetappen erstellt wird. 

 

Stellung der Bauten 3 Neubauten entlang von Strassen sind in der Regel 
parallel oder rechtwinklig zur Strasse zu stellen. 

 

Begründete Aus-

nahmen 

4 Wo es architektonisch oder planerisch begründet ist, 
kann die Baukommission eine andere Stellung der 
Bauten gestatten oder anordnen. 

 

 
413 Fassadengestaltung 

 

 1 Die Fassadengestaltung hat sich im weitgehend un-
überbauten Gebiet nach den ortsüblichen, im weitge-
hend überbauten Gebiet nach den vorherrschenden 
Merkmalen zu richten, welche das Orts-, Landschafts- 
und Strassenbild prägen.  

Die Baukommission kann ein Gestaltungs-

konzept über die Eingliederung in die 

Umgebung verlangen. 
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 2 Es dürfen keine grellen oder blendenden Materialien 
verwendet werden. Die Baukommission kann entspre-
chende Muster verlangen. 

 

 3 Offene Brandmauern sind als Fassaden zu gestalten.  

 
414 Dachgestaltung 

 

Grundsatz 1 Dachformen und Bedachungsmaterialien, die das 
Orts-, Landschafts- und Strassenbild stören, sind un-
tersagt. Die Baukommission ist befugt, die Anpassung 
der Dachformen und Bedachungsmaterialien an beste-
hende Bauten anzuordnen. 

 

Dachformen 2 In den Zonen E2, W2, WG2 und WG3 sind symmetri-
sche Schrägdächer mit 20 bis 40 Grad Neigung ( jeweils 
alte Teilung), asymmetrische Schrägdächer bis 60 Grad 
Neigung (wobei deren Fassadenhöhe giebelseitig die-
jenige eines symmetrischen Daches von 40 Grad nicht 
übersteigen darf) sowie Pult- und Flachdächer zulässig. 

In der Zone W3 sind symmetrische Sattel-, Walm- und 
Krüppelwalmdächer mit 20 bis 40 Grad Neigung sowie 
Pult und Flachdächer zulässig. 

In der Kernzone K, in der Dorferhaltungszone und in 
der Landwirtschaftszone sind symmetrische Sattel-, 
Walm- und Krüppelwalmdächer mit 25 bis 40 Grad 
Neigung zulässig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Art. 233 Abs. 2 sowie Art. 234 Abs. 7 BR 

bleiben vorbehalten. 

 3 In der Kernzone und der Landwirtschaftszone sind 
Flach- oder Pultdächer zulässig, sofern sie sich gut ins 
Orts-, Landschafts- und Strassenbild eingliedern. Die 
Baukommission kann einen entsprechenden Nachweis 
verlangen. 

Attikageschosse: Vgl. Art. 214 Abs. 9 Bst. 

c BR 

 4 Bei eingeschossigen Gebäuden, eingeschossigen 
geschlossenen vorspringenden Gebäudeteilen sowie 
bei An- und Kleinbauten sind Pult- und Flachdächer in 
allen Zonen erlaubt. 

Vgl. Art. 214 Abs. 2 und 3 BR 

Dachvorsprünge 5 Dachvorsprünge weisen allseitig mindestens 0.8 m 
bis ausserkant Stirn- resp. Ortladen auf. 
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415 Dachaufbauten 

 

 1 Die Gesamtbreite der Dachaufbauten (Lukarnen, Dach-
einschnitte und dgl. sowie Dachflächenfenster) darf 
nicht mehr als 2/3, bei schützens- und erhaltenswerten 
Baudenkmälern nicht mehr als 35% der Fassadenlänge 
des obersten Geschosses betragen; einzelne Dachauf-
bauten dürfen max. die Hälfte der Fassadenlänge bean-
spruchen. Firstreiter sind von dieser Regelung ausge-
nommen. Dachaufbauten auf gut einsehbaren und für 
die Gebäudeansicht wichtigen Dachflächen von schüt-
zenswerten Bauten sind untersagt. Dacheinschnitte und 
Firstoblichter sind bei schützens- und erhaltenswerten 
Bauten nicht zulässig. 

Dachaufbauten müssen in der Regel 

dasselbe Bedachungsmaterial aufweisen 

wie das Hauptdach. 

 2 Lukarnen und Dacheinschnitte sind nur im Bereich 
des 1. Dachgeschosses zulässig. Räume über dem 
1. Dachgeschoss sind stirnseitig oder mit Dachflächen-
fenstern zu belichten. 

 

 3 Dachaufbauten dürfen die Fassadenflucht nicht über-
ragen und nicht näher als 1.0 m an die Trauf-, Ort- 
oder Gratlinie heranreichen. 

 

 4 Auf Steildächern sind keine Parabolspiegel gestattet.  

Solaranlagen 5 Die Zulässigkeit von Solaranlagen richtet sich nach 
dem übergeordneten Recht. 

Art. 18a RPG, Art. 32a f. RPV; Art. 1b 

BauG, Art. 6 f. BewD 

 
416 Aussenraumgestaltung 

 

Grundsatz 1 Die Gestaltung der privaten Aussenräume – insb. der 
öffentlich erlebbaren Einfriedungen, Vorgärten, Vor-
plätze und Hauszugänge – hat sich nach den ortsübli-
chen oder vorherrschenden Merkmalen zu richten, 
welche das Strassen-, Quartier- und Ortsbild prägen. 

Art. 14 Abs. 2 Bst. c BauG 

Bepf lanzung 2 Auf die vorhandenen Bäume, Hecken und Sträucher 
ist bei Überbauungen besondere Rücksicht zu nehmen. 
Ist ihre Entfernung unvermeidlich, sind sie mindestens 
gleichwertig durch Ersatzpflanzungen zu ersetzen. 
Dabei sind möglichst standortheimische Bäume, Sträu-
cher und Hecken zu pflanzen. 

 

 3 Gewerbliche Bauten und Anlagen in der Gewerbe- und 
Industriezone sind durch eine geeignete Bepflanzung 
innerhalb des betriebsseitigen Grenzabstandes von den 
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übrigen Zonen abzuschirmen. 

Umgebungsgestal-

tungsplan 

4 Die Baukommission kann zu jedem Baugesuch die 
Einreichung eines Umgebungsgestaltungsplans bzw. 
eine angemessene Bepflanzung verlangen.  

Art. 14 Abs. 1 Bst. d BewD 

Abgrabungen,  

Aufschüttungen 

5 Sind Abgrabungen oder Aufschüttungen notwendig, 
haben sie sich harmonisch in die herkömmliche Be-
bauungsstruktur und das bestehende Gelände einzu-
fügen und einen guten Übergang zu den Nachbar-
grundstücken zu gewährleisten. Insbesondere darf der 
Bezug der Gebäude zum Strassenraum nicht durch 
übermässige Aufschüttungen gestört werden. 

 

Verkehrsf lächen 6 Verkehrsflächen (Fahr- und Fusswege) auf privaten 
Grundstücken sind möglichst wasserdurchlässig zu 
gestalten und klein zu halten. 

 

 
417 Reklamen und Plakatierung 

 

 Reklamen sind so anzuordnen, dass sie das Strassen-, 
Orts- und Landschaftsbild, schützens- und erhaltens-
werte Objekte und deren Umgebung, die Wohn- und 
Aufenthaltsqualität sowie die Verkehrssicherheit nicht 
beeinträchtigen. 

Im Reklamebegriff eingeschlossen ist 

gemäss dem übergeordneten Recht auch 

die Plakatierung. Bezüglich Bewilligungs-

pflicht gilt Art. 6a BewD. Bezüglich der 

Verkehrssicherheit gelten Art. 95 ff. der 

eidgenössischen Signalisationsverord-

nung (SSV), vgl. BSIG 7/722.51/1.1. 

 
42 Besondere Gestaltungsvorschriften 

 

 
421 Dorfschutzgebiet Rüdtligen 

 

 1 Gebäude, die für das Orts-, Landschafts- und Stras-
senbild besonders wertvoll s ind, dürfen in ihrer Wir-
kung nicht beeinträchtigt werden. 

Massgebend für die Schutzwürdigkeit ist 

das Bauinventar. 

 2 Bauvorhaben für Neu-, Um- und Anbauten sind einer 
neutralen Fachinstanz zur Beurteilung zu unterbreiten. 

Vgl. Art. 431 BR 

An die Gestaltung der Gebäude und der 

Aussenräume werden hohe gestalteri-

sche Ansprüche gestellt. Im Vordergrund 

steht die Erhaltung des traditionellen 

Bebauungsmusters. 

 3 Gewerbliche Lagerplätze sowie Glasgewächshäuser 
von mehr als 100 m2 anrechenbarer Gebäudefläche 
sind nicht gestattet.  

 



Einwohnergemeinde Rüdt l igen-Alchenf lüh 27 ecopt ima 
Revision der Ortsplanung 
Baureglement 

 

 
43 Qualitätssicherung 

 

 
431 Fachberatung 

 

 Die Baukommission ist befugt, zur Beurteilung von 
Baugesuchen, insbesondere auch zur ästhetischen 
Prüfung von Bauvorhaben im gesamten Gemeindege-
biet auf Kosten des Baugesuchstellers eine neutrale 
Fachinstanz beizuziehen. 

Die Auswahl der Fachleute erfolgt nach 

rein fachlichen Kriterien. Als Fachleute 

gelten Architekten, Landschaftsarchitek-

ten, Bauberater des Berner Heimatschut-

zes, Raumplaner. Ihre Empfehlungen 

berücksichtigen auch die Meinung der 

Projektverfassenden und beschränken 

sich auf Gestaltungsfragen. Es steht der 

Gemeinde frei, die Kommission zur Pflege 

der Orts- und Landschaftsbilder (OLK) als 

Fachkommission beizuziehen. 

 
44 Nachhaltiges Bauen und Nutzen 

 

 
441 Energie 

 

 Bei der Erstellung von Bauten und Anlagen ist auf eine 
sparsame und umweltschonende Energieverwendung 
zu achten.  

Erwünscht ist die Verwendung alternati-

ver Energien und die Erstellung gemein-

samer Heizanlagen sowie bei Neubauten 

die Bauweise nach Minergiestandard. 

 
442 Lichtimmissionen 

 

 1 Störende Beleuchtungen sind nicht zulässig.  Vgl. Art. 11 USG 

 2 Leuchtende Reklamen, die Beleuchtung von Reklamen 
sowie beleuchtete Schaufenster sind von 00.00 bis 
06.00 Uhr auszuschalten. Während Öffnungszeiten 
innerhalb dieses Zeitraums sind die genannten Be-
leuchtungen zulässig. 

Die Geschäfte entlang der Shopping-Meile 

sind von diesen Bestimmungen ausge-

nommen. 

Entlang der Autobahn sind die Vorgaben 

des Bundesrechts zu beachten (vgl. Art. 

99 Abs. 1 SSV) 

 3 Aussenbeleuchtungen sind nur zulässig, wenn durch 
eine entsprechende Ausrichtung sowie Abschirmung 
sichergestellt wird, dass nur der erforderliche Bereich 
beleuchtet wird. Die Stärke der Beleuchtung darf das 
zur Erreichung ihres Zwecks notwendige Mass nicht 
übersteigen. Die Zeitdauer der Beleuchtung ist auf die 
zur Zweckerreichung notwendige Dauer zu beschrän-
ken (z.B. durch Zeitschaltung, Bewegungsmelder). 

 

 4 In der Nähe von Naturräumen (z.B. Siedlungsränder, 
Grünzonen) darf kein weisses Licht (Blauanteil) und 
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keine Strahlung im UV-Bereich eingesetzt werden. 

 5 Weihnachtsbeleuchtungen ausserhalb der Zeit zwi-
schen Mitte November und Mitte Januar sind nicht 
gestattet. 

Abs. 1 und 4 sind zu beachten. 

 
5 Bau- und Nutzungsbeschränkungen 

 

 
51 Ortsbildpflege 

 

 
511 Ortsbildschutzgebiete 

 

 Ortsbildschutzgebiete sind Schutzgebiete gemäss 
Art. 86 Baugesetz. 

Grundlage für die Ausscheidung bilden die 

Baugruppen des Bauinventars der Ge-

meinde Rüdtligen-Alchenflüh. 

 Sie bezwecken den Schutz der aus denkmalpflegeri-
scher Sicht wertvollen Ortsteile. 

 

 Bauliche Massnahmen sind bezüglich Stellung, Volu-
men und Gestaltung (Fassaden, Dach, Aussenräume, 
Materialisierung) besonders sorgfältig in das Ortsbild 
einzufügen. 

 

 
52 Pflege der Kulturlandschaft 

 

 
521 Baudenkmäler 

 

 Das von der zuständigen Fachstelle des Kantons er-
stellte und in Kraft gesetzte Bauinventar bezeichnet 
die schützens- und erhaltenswerten Baudenkmäler.  

Denkmalpflege des Kantons Bern: Bauin-

ventar der Gemeinde Rüdtligen-Alchen-

flüh vom 10. Februar 1992; das Bauinven-

tar ist behördenverbindlich. Die inventari-

sierten Baudenkmäler sind im Zonenplan 

hinweisend dargestellt. 

 
522 Historische Verkehrswege 

 

 1 Die im Plan Strassenkategorien / Wege des Richtplans 
Verkehr bezeichneten Objekte des Inventars histori-
scher Verkehrswege der Schweiz (IVS) von nationaler 
Bedeutung mit Substanz resp. von lokaler Bedeutung 
mit Substanz sind in ihrem Verlauf und mitsamt ihren 
Bestandteilen wie Wegoberflächen, Wegbreite, Wegbe-
grenzungen, Kunstbauten, Bautechniken und, wegbe-
gleitende Einrichtungen ungeschmälert zu erhalten. 

Die historischen Verkehrswege von natio-

naler Bedeutung mit viel Substanz und mit 

Substanz bilden das Bundesinventar der 

historischen Verkehrswege, welches in 

Anwendung des Bundesgesetzes über 

den Natur- und Heimatschutz (NHG, SR 

451) im Auftrag des Bundesamts für 

Strassen (ASTRA) geführt wird. Vgl. auch 

Art. 2 f. VIVS. 
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 2 Unterhalt und Nutzung im herkömmlichen Rahmen 
bleiben gewährleistet. Veränderungen, die über diesen 
Rahmen hinausgehen erfordern den Beizug der zu-
ständigen Fachstelle. 

Zuständige Fachstelle im Kanton Bern ist 

das Tiefbauamt des Kantons Bern. 

 
523 Archäologische Schutzgebiete 

 

 1 Die archäologischen Schutzgebiete bezwecken die 
Erhaltung oder die wissenschaftliche Untersuchung 
und Dokumentation der archäologischen Stätten, 
Fundstellen und Ruinen. 

 

 2 Bei der Planung von Bauvorhaben, spätestens jedoch 
im Baubewilligungsverfahren, ist der archäologische 
Dienst des Kantons Bern einzubeziehen. 

Treten bei Bauarbeiten archäologische Bo-

denfunde zutage, sind die Arbeiten einzu-

stellen und die Gemeindeverwaltung oder 

der archäologische Dienst des Kantons 

Bern zu benachrichtigen (Art. 10 f. BauG). 

 
524 Geschützte Einzelbäume  

 1 Die im Zonenplan eingezeichneten Einzelbäume sind 
aus landschaftsästhetischen und ökologischen Grün-
den geschützt.  

Die Einzelbäume prägen das Orts- und 

Landschaftsbild innerhalb und ausserhalb 

des Siedlungsgebietes und dienen dem 

ökologischen Ausgleich. 

 2 Fällungen können mit Zustimmung des Gemeindera-
tes bewilligt werden, wenn das öffentliche Interesse 
dagegen nicht überwiegt oder wenn die Hochstamm-
bäume für Mensch, Tier und Eigentum eine Gefährdung 
darstellen. 

vgl. Art. 41 Abs. 1 NSchG 

 3 Gefällte Bäume oder natürliche Abgänge sind an der-
selben Stelle oder in unmittelbarer Nähe durch gleich-
wertige standortheimische Arten zu ersetzen. 

 

 
525 Gewässerraum Fliessgewässer 

 

 1 Der Gewässerraum wird im Zonenplan als flächige 
Überlagerung mit Massangabe festgelegt. 

Vgl. Art. 36a GSchG, Art. 41a ff. GSchV, 

Art. 11 BauG, Art. 48 WBG. 

 2 Zugelassen sind nur Bauten und Anlagen, die standort-
gebunden sind und im öffentlichen Interesse liegen. Alle 
anderen bewilligungspflichtigen und bewilligungsfreien 
Bauten und Anlagen sowie Terrainveränderungen sind 
unter Vorbehalt des Bundesrechts untersagt.  

Vorbehalten sind zudem Massnahmen 

des Gewässerbaus und –unterhalts ge-

mäss Art. 6 f. und Art. 15 WBG. 
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 3 Im dicht überbauten Gebiet können Ausnahmen für zo-
nenkonforme Bauten und Anlagen bewilligt werden, so-
weit keine überwiegenden Interessen entgegenstehen. 

Vgl. Art. 41c GSchV und Art. 5b Abs. 2 WBG 

 4 Innerhalb des Gewässerraums ist die natürliche Ufer-
vegetation zu erhalten. Zulässig ist nur eine extensive 
land- und forstwirtschaftliche Nutzung oder eine na-
turnahe Grünraumgestaltung. Dies gilt nicht für den 
Gewässerraum von eingedolten Gewässern. 

 

Vgl. Art. 41c Abs. 3 und 4 GSchV 

 

 

Vgl. Art. 41c Abs. 6 Bst. b GSchV 

 5 Die im Zonenplan entsprechend gekennzeichneten 
Abschnitte gelten als dicht überbaut im Sinne von Art. 
41a Abs. 4 GSchV. 

 

 
53 Schutz der naturnahen Landschaft 

 

 
531 Landschaftsschutzgebiete 

 

 1 Die im Zonenplan bezeichneten Landschaftsschutz-
gebiete dienen der Erhaltung der Kulturlandschaft mit 
ihren charakteristischen Landschaftselementen, Ge-
ländeformen und ökologisch wertvollen Landschafts-
teilen sowie als Erholungsgebiete. 

Vgl. Art. 10 und 86 BauG 

 2 Der Bewirtschaftung dienende unterirdische Anlagen 
sind zugelassen. Alle übrigen Bauten, Anlagen und 
sonstigen baulichen Massnahmen sind untersagt. 

 

 3 Tätigkeiten und Nutzungen, welche den Schutzzweck 
gefährden oder beeinträchtigen, sind untersagt. 

 

 
532 Hecken, Feld- und Ufergehölze 

 

 1 Hecken, Feld- und Ufergehölze sind nach den Best-
immungen des eidgenössischen und kantonalen 
Rechts in ihrem Bestand geschützt. 

Vgl. Art. 18 Abs. 1ter resp. Art. 21 NHG, 

Art. 27 NSchG. 

Die Beseitigung und Ausreutung von 

Hecken, Feld- und Ufergehölzen erfordert 

eine Ausnahmebewilligung des Regie-

rungsstatthalteramts (Art. 27 Abs. 2 

NSchG). 

 
533 Gebietsfremde und schädliche Pflanzen 

 

 Pflanzen, welche Krankheiten übertragen, die Gesund-
heit gefährden oder die biologische Vielfalt bedrohen 
können, dürfen nicht freigesetzt werden. Bereits be-

Art. 29a USG und Art. 1 und 15 sowie An-

hang 2 der Freisetzungsverordnung (FrSV) 
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stehende Vorkommen sind aus den betroffenen Gebie-
ten zu entfernen und fachgerecht zu entsorgen. 

 
54 Ersatz und Fördermassnahmen 

 

 
541 Ersatzmassnahmen 

 

 1 Lässt sich die Beeinträchtigung oder Beseitigung von 
Schutzgebieten oder Schutzobjekten nicht vermeiden, 
hat die Verursacherin bzw. der Verursacher für gleich-
wertigen Ersatz zu sorgen. 

Vgl. Art. 18 Abs. 1ter NHG; Art. 14 Abs. 7 

NHV sowie Art. 27 NSchG für Hecken und 

Feldgehölze. 

 2 Über Ausnahmen, Bewilligungen und Ersatzmassnah-
men entscheidet die Baubewilligungsbehörde oder die 
gemäss übergeordneter Gesetzgebung zuständige Stel-
le. 

Vgl. Art. 41 Abs. 3 NSchG; Art. 18 Abs. 1ter 

NHG. Zuständigkeit: Regierungsstatthal-

teramt für Hecken (Art. 27 Abs. 2 NSchG); 

Abteilung Naturförderung (ANF) für ande-

re Objekte von überlokaler Bedeutung 

(Art. 15 Abs. 3c NSchG). 

 
542 Fördermassnahmen 

 

 1 Die Gemeinde fördert und unterstützt Massnahmen 
zur Erhaltung und Aufwertung der Landschaft (Anlage 
von naturnahen Elementen im Agrarraum, Ersatzpflan-
zungen in Hochstammobstgärten, Einzelbäume und 
Baumreihen und dergleichen). 

Weitere Förderungsmassnahmen vgl. Art. 

13 ff. NHG; Art. 4 ff. NHV; Art. 22 ff. NSchG; 

LKV; ÖQV. 

 2 Sie erarbeitet ein Förderprogramm und berücksichtigt 
dessen Finanzierung in der mehrjährigen Finanzplanung. 

 

 3 Der Gemeinderat entscheidet auf Antrag der Bau-
kommission über Einzelbeiträge innerhalb des jährli-
chen Budgets. 

 

 
55 Gefahrengebiete 

 

 
551 Bauen in Gefahrengebieten 

 

 1 Bei Bauvorhaben in Gefahrengebieten gilt Art. 6 BauG.  Art. 6 BauG definiert die Gefahrengebiete 

mit erheblicher («rote Gefahrengebiete»), 

mittlerer («blaue Gefahrengebiete», gerin-

ger («gelbe Gefahrengebiete») und nicht 

bestimmter Gefahrenstufe und deren 

Überbaubarkeit. 
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 2 Es wird empfohlen, frühzeitig eine Voranfrage einzu-
reichen.  

Die Voranfrage ist bei der Baubewilli-

gungsbehörde einzureichen. 

 3 Bei Baugesuchen in Gebieten mit erheblicher oder 
mittlerer Gefährdung («rotes» resp. «blaues Gefahren-
gebiet») oder mit nicht bestimmter Gefahrenstufe zieht 
die Baubewilligungsbehörde die kantonale Fachstelle 
bei. 

 

 

 4 Im Gefahrengebiet mit geringer Gefährdung («gelbes 
Gefahrengebiet») wird der Baugesuchsteller im Baube-
willigungsverfahren auf die Gefahr aufmerksam ge-
macht. 

Zu beachten ist, dass für sensible Bauten 

Art. 6 Abs. 3 BauG gilt. Dazu zählen Gebäu-

de und Anlagen 

– in denen sich besonders viele Personen 

aufhalten, die schwer zu evakuieren sind; 

– an denen bereits geringe Einwirkungen 

grosse Schäden zur Folge haben; 

– an denen grosse Folgeschäden auftre-

ten können. 

 
6 Verschiedene Bestimmungen 

 

 
61 Strassen und Abstellplätze für Fahrzeuge 

 

 
611 Detailerschliessung 

 

 Für die Einteilung in Basiserschliessung und Detailer-
schliessung ist der Plan Strassenkategorien / Weg des 
Richtplans Verkehr massgebend. 

Art. 106 f. BauG 

 
612 Überbauungsordnung für Detailerschliessung 

 

 1 Der Neu- und Ausbau von Detailerschliessungsstras-
sen erfordern eine genehmigte Überbauungsordnung. 

Art. 43 Abs. 2 SG i.V.m. Art. 23 SV 

 2 Die Baukommission kann auf eine Überbauungsord-
nung verzichten, wenn die zweckmässige und den 
Bestimmungen der kantonalen Baugesetzgebung ent-
sprechende Gestaltung der Detailerschliessungsanlage 
tatsächlich und rechtlich gesichert ist. 

Eine Anlage gilt als tatsächlich und recht-

lich gesichert, wenn ein Infrastrukturver-

trag und das Einverständnis des Grundei-

gentümers vorliegt und die notwendigen 

finanziellen Sicherheiten (z.B. Bankgaran-

tien) geleistet sind (vgl. auch Art. 4 BauV). 

 
613 Abstellplätze 

 

 1 Die Pflicht zur Erstellung von Auto- und Fahrradab-
stellplätzen sowie die nachträgliche Parkplatzerstel-
lungspflicht richten sich, soweit in den folgenden Best-

Art. 16 ff. BauG, Art. 49 ff. BauV. 

Die erstellten Abstellflächen dürfen nicht 

zweckentfremdet werden. 
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immungen nichts anderes festgelegt wird, nach den 
kantonalen Vorschriften. 

 2 Abstellfächen sind so zu gestalten, dass das Mete-
orwasser versickern kann. Die Baukommission kann in 
begründeten Fällen Ausnahmen erteilen. 

 

 3 In der Kernzone und im Rahmen von Überbauungs-
ordnungen kann mit Rücksicht auf die Gestaltungsbe-
stimmungen und bei Vorliegen besonderer Verhältnis-
se von den Parkplatznormen gemäss Abs. 1 abgewi-
chen werden. 

Vgl. Art. 55 BauV 

Für die nicht erstellten Parkplätze ist eine 

Ersatzabgabe gemäss Abs. 4 ff. zu leisten. 

 4 Für die gemäss den übergeordneten Bestimmungen er-
forderlichen Abstellplätze, welche aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht erstellt werden können 
oder dürfen, ist eine Ersatzabgabe zu leisten.  

Vgl. Art. 18 Bst. c BauG 

 5 Die Ersatzabgabe beträgt für jeden fehlenden Auto-
abstellplatz CHF 10’000.–. Die Ersatzabgabe wird bei 
Baubeginn zur Bezahlung fällig. 

 

 6 Die Erträge der Ersatzabgabe werden nach den Bestim-
mungen des kantonalen Rechts verwendet. 

Vgl. Art. 56 Abs. 2 BauV 

 
62 Zuständigkeiten 

 

 
621 Gemeinderat 

 

 1 Der Gemeinderat nimmt alle der Gemeinde übertra-
genen, bau- und planungsrechtlichen Aufgaben wahr, 
die nicht nach Gesetz oder Reglement einem anderen 
Gemeindeorgan zustehen. 

 

 2 Er entscheidet insbesondere über: 

a) den Erlass von Planungszonen (Art. 62 BauG); 

b) den Erlass von Überbauungsordnungen (Art. 92 bis 
96 BauG); 

c) geringfügige Änderungen gemäss Art. 122 BauV; 

d) die Erhebung von Einsprachen im Baubewilli-
gungsverfahren (Art. 35 BauG) 

e) Nachführung der Inventare und Realisierung der 
Richtpläne. 
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622 Baukommission 

 

 1 Die Baukommission ist Baubewilligungs- und Baupo-
lizeibehörde der Gemeinde. Sie erledigt alle Aufgaben, 
die ihr von Gesetzes wegen zugewiesen sind und in-
formiert den Gemeinderat über ihre Beschlüsse in 
angemessener Form. 

 

 2 Der Baukommission obliegen insbesondere:  

a) die Zuständigkeit für: 

- Baubewilligungen in der Kompetenz der Ge-
meinde 

- die Verfassung von Amtsberichten 

- Ausnahmegesuche, soweit die Zuständigkeit 
der Gemeinde gegeben ist (Art. 27 BauG). 

b) die vorläufige Prüfung der Baugesuche und Profile 
auf deren Vollständigkeit und Richtigkeit sowie auf 
offenkundige materielle Mängel. Sie trifft gegebe-
nenfalls die erforderlichen Anordnungen und erlässt 
die nötigen Verfügungen (Art. 17 und 18 BewD); 

c) die Bekanntmachung und öffentliche Auflage der 
Baugesuche (Art. 25 ff. BewD); 

d) die Durchführung der Einigungsverhandlungen 
(Art. 34 BewD); 

e) die Einholung der Ausnahmeentscheide über die 
Zonenkonformität in der Landwirtschaftszone und 
über Ausnahmegesuche nach Art. 24 ff. RPG und 
84 BauG; 

f) die Prüfung von Amtes wegen, ob das Baugesuch 
den bau- und planungsrechtlichen Vorschriften 
entspricht (Art. 35 BewD); 

g) die Einholung der Stellungnahme der kantonalen 
Fachstellen im vereinfachten Baubewilligungsver-
fahren (Art. 22 BewD); 

h) die Aufsicht über die Einhaltung der Bauvorschrif-
ten und der Bedingungen und Auflagen der Bewil-
ligung sowie der Bestimmungen über die Arbeits-
sicherheit und -hygiene bei der Ausführung von 
Bauvorhaben; 

i) die Durchführung der im Baubewilligungsdekret 
vorgeschriebenen Baukontrollen (Art. 47 BewD); 
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j) die Verfügung der Baueinstellung oder, sofern es 
die Verhältnisse erfordern, eines Benützungsver-
botes; 

k) die Überprüfung des Gemeindegebietes auf wider-
rechtliche Ablagerungen sowie Berichterstattung 
und Antragstellung an den Gemeinderat über die 
erforderlichen Massnahmen; 

l) die technische Beratung der Baugesuchsteller und 
Architekten über die geltenden kommunalen, kan-
tonalen und eidgenössischen Gesetze, Verordnun-
gen und Reglemente. 

 3 Über kleine Baugesuche ohne Ausnahmen entschei-
det die Gemeindeverwaltung. 

Vgl. Art. 32b BauG i.V.m. Art. 27 BewD 

 
7 Straf- und Schlussbestimmungen 

 

 
701 Widerhandlungen 

 

 1 Widerhandlungen gegen die baurechtliche Grundord-
nung, gegen die übrigen Gemeindebauvorschriften und 
die gestützt darauf erlassenen Verfügungen, werden 
nach den Strafbestimmungen der Baugesetzgebung 
geahndet. 

Vgl. Art. 50 ff. BauG 

 2 Verstösse gegen die baurechtliche Grundordnung, 
gegen die übrigen Gemeindebauvorschriften und die 
gestützt darauf erlassenen Verfügungen, welche nicht 
der Strafdrohung der Baugesetzgebung unterstehen, 
werden mit Busse bis zu CHF 5’000.00 bestraft. 

Vgl. Art. 58 GG. 

 
702 Inkrafttreten 

 

 Die baurechtliche Grundordnung, bestehend aus dem 
Baureglement, dem Zonenplan und dem Zonenplan 
Naturgefahren tritt am Tag nach der Publikation der 
Genehmigung durch das Amt für Gemeinden und 
Raumordnung in Kraft. 

 

 
703 Aufhebung von Vorschriften 

 

 Mit Inkrafttreten der baurechtlichen Grundordnung 
werden folgende Vorschriften aufgehoben: 
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– Baureglement und Zonenplan vom 21. Februar 2007 

– Richtplan Gemeindestrassen vom 2. Februar 2012 

– Gestaltungsrichtplan zum Überbauungsplan mit SBV 
Nr. 1 vom 17. Dezember 1976 mit Änderung vom 
12. Juni 1980 

– Überbauungsplan Nr. 1 mit SBV «Fliederweg – 
Dorfstrasse – Reitigasse» vom 30.11.1977 

– Baulinienplan «Hauptstrasse» vom 28.08.1973 

– Baulinienplan «Emmedamm – Bernstrasse» vom 
15.07.1967 
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Genehmigungsvermerke 
 
Mitwirkung 19. Oktober bis 20. November 2017 
Vorprüfung 23. August 2018 
 
Publikation im amtlichen Anzeiger 18. Juli 2019 
Publikation im Amtsblatt 17. Juli 2019 
Öffentliche Auflage 18. Juli bis 19. August 2019 
 
Einspracheverhandlungen 24. September 2019, 2./7. Oktober 2019 
Erledigte Einsprachen 5 
Unerledigte Einsprachen 0 
Rechtsverwahrungen 2 
 
Beschlossen durch den Gemeinderat am 22. Oktober 2019 
 
Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am 11. Dezember 2019 
 
 
 
 
...................................... ........................  ...................................... .............  
Marco Meyer, Gemeindepräsident Christian Wenger, Sekretär 
 
 
 
Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt: 
Rüdtligen-Alchenflüh,  
 
 
 
 
...................................... .........................  
Christian Wenger, Gemeindeschreiber 
 
 
 
Genehmigt durch das  
Kantonale Amt für Gemeinden und Raumordnung  
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Anhang A1: Definitionen und Messweisen 
 

 
A11 Nutzungsziffern 

 

 
A111 Geschossflächenziffer oberirdisch 

 

 1 Die Berechnung der Geschossflächen richtet sich 
nach kantonalem Recht. 

Art. 28 Abs. 2 und 3 BMBV 

 2 Unterniveaubauten und Untergeschosse werden an 
die Geschossfläche oberirdisch (GFo) angerechnet, 
sofern sie im Mittel aller Fassaden mindestens 1.20 m 
über das massgebende Terrain bzw. über die Fassa-
denlinie hinausragen, wobei Abgrabungen für Haus-
eingänge und Zufahrten nach Art. 214 Abs. 8 BR unbe-
rücksichtigt bleiben. 

 

 3 Die Geschossflächenziffer oberirdisch (GFZo) ist das 
Verhältnis der Summe aller oberirdischen Geschossflä-
chen nach Abs. 2 zur anrechenbaren Grundstücksfläche. 

 

 

 
 

A12 Gebäudemasse 
 

 
A121 Attikageschoss 

 

 1 Auf zwei- und mehrgeschossigen Bauten ist ein Atti-
kageschoss mit Flachdach zugelassen.  

Vgl. Art. 21 BMBV 

Estrich

Keller

Wohnen

Geschossfläche
oberirdisch (GFo)
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 2 Die Fassadenhöhe traufseitig gilt für diejenigen Sei-
ten, bei welchen das Attikageschoss von der Fassade 
des darunter liegenden Geschosses zurückversetzt ist. 

 

 

Vgl. Art. 214 Abs. 9 Bst. c BR 

 3 Auf der Attika sind nur haustechnisch notwendige 
Aufbauten bis zu einer Höhe von 2.0 m gestattet. 

Als haustechnisch notwendige Aufbauten 

gelten Kamine, Oblichter, Liftüberfahrten 

und dgl. 

 
A13 Bauabstände 

 

 
A131 Gegenüber nachbarlichem Grund 

 

 1 Benachbarte Grundeigentümer können die von Bau-
ten gegenüber ihrem Grund einzuhaltenden Abstände 
untereinander mit Dienstbarkeiten oder schriftlicher 
Vereinbarung regeln.  

Grundeigentümer können Abweichungen 

von den reglementarischen Grenzabstän-

den (Art. 212 ff. BR) vereinbaren. Für den 

Gebäudeabstand gelten die Bestimmungen 

in Art. A134 BR. Näherbaubewilligungen 

dürfen nicht zur Unterschreitung des vorge-

schriebenen Gebäudeabstandes führen. 

 2 Benachbarte Grundeigentümer können insbesondere 
den Bau an die Grenze und – innerhalb der zulässigen 
Gebäudelänge – den Zusammenbau an der Grenze 
gestatten. 

 

 3 Die Einhaltung der übrigen Bestimmungen, insbeson-
dere auch der Gestaltungsvorschriften bleibt vorbehal-
ten. 

 

 
A132 Kleiner Grenzabstand kA 

 

 1 Der kleine Grenzabstand kA bezeichnet die zulässige 
kürzeste Entfernung zwischen der projizierten Fassa-
denlinie und der Parzellengrenze. 

Art. 22 BMBV 

 2 Er wird auf den Schmalseiten und der beschatteten 
Längsseite des Gebäudes gemessen. 

 

 
A133 Grosser Grenzabstand gA 

 

 1 Der grosse Grenzabstand gA bezeichnet die zulässige 
kürzeste Entfernung zwischen der projizierten Fassa-
denlinie der besonnten Längsseite des Gebäudes und 
der Parzellengrenze. Er wird rechtwinklig zur massge-
benden Fassade gemessen. 

Art. 22 BMBV 

 2 Kann die besonnte Längsseite nicht eindeutig ermit- Z.B. bei annähernd quadratischem 
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telt werden, bestimmt die Baukommission auf Antrag 
der Baugesuchsteller die Anordnung der Grenzabstän-
de. 

Grundriss (Längendifferenz der Seiten 

max. 20%), bei unregelmässigem Grund-

riss oder bei Ost-West-Orientierung der 

Wohn- und Arbeitsräume. 

 3 Zufahrten und Parkierungsanlagen innerhalb des 
grossen Grenzabstands sind nur gestattet, wenn auf 
dem Grundstück keine andere Möglichkeit besteht.  

 

 
A134 Gebäudeabstand 

 

 1 Der Gebäudeabstand ist die Entfernung zwischen den 
projizierten Fassadenlinien zweier Gebäude. 

Art. 23 BMBV 

 2 Der Gebäudeabstand entspricht wenigstens der Sum-
me der nach Art. 212 ff. BR vorgeschriebenen Grenz-
abstände. Bei Gebäuden auf demselben Grundstück 
wird er berechnet, wie wenn eine Grenze dazwischen 
läge; Abs. 3 bis 5 sowie die Befugnis zum Zusammen-
bau bleiben vorbehalten. 

 

 3 Für eingeschossige Gebäude, eingeschossige ge-
schlossene vorspringende Gebäudeteile sowie für An- 
und Kleinbauten kann die Baukommission den Gebäu-
deabstand gegenüber Bauten auf demselben Grund-
stück, bis auf 2.0 m herabsetzen, wenn keine öffentli-
che Interessen entgegenstehen. 

Art. 214 Abs. 2 und 3 BR 

 4 Mit Zustimmung des Nachbarn kann die Baukommis-
sion für eingeschossige Gebäude, eingeschossige ge-
schlossene vorspringende Gebäudeteile sowie für An- 
und Kleinbauten den Gebäudeabstand gegenüber 
Nachbarbauten bis auf 2.0 m herabsetzen, wenn keine 
öffentlichen Interessen entgegenstehen. 

 

Art. 214 Abs. 2 und 3 BR 

 5 Gegenüber Bauten, die aufgrund früherer baurecht-
licher Bestimmungen oder Ausnahmebewilligungen 
den nach diesem Reglement vorgeschriebenen Grenz-
abstand nicht einhalten, reduziert sich der Gebäude-
abstand um das Mass der Unterschreitung des Grenz-
abstandes.  

 

 6 Der ordentliche reglementarische Gebäudeabstand 
darf durch die Einräumung von Näherbaurechten um 
25% reduziert werden. 

Die Brandschutzvorschriften müssen 

in jedem Fall gewährleistet sein. 
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A135 Pflanzungen und Einfriedungen an der 

Grundstücksgrenze  
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A136 Gegenüber Hecken, Feld- und Ufergehölzen 

 

 Für Bauten und Anlagen ist gegenüber Hecken, Feld- 
und Ufergehölzen ein Bauabstand von mind. 3.0 m 

einzuhalten.  

Vgl. Anhang 1 Ziff. 9 DZV 

Definition der Gehölzgrenzen: 

– Die Grenze der Uferbestockung 

verläuft mind. 3 m ausserhalb der 

Stämme der äussersten Bäume und 

Sträucher. 

– Die Grenze von Hecken und Feldge-

hölzen verläuft mind. 2 m (bei Besto-

ckungen mit Waldbäumen 3 m) aus-

serhalb der Stämme der äussersten 

Bäume und Sträucher. 
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Anhang A2: Anhang der BMBV (BSG 721.3) 
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Anhang A3: Wichtige Erlasse im Bauwesen 

 

 Bundesrecht:  http://www.admin.ch/opc/de/c lassif ied-compilat ion/national.html 

Kantonsrecht:  http://www.be.ch/be lex 

Stand: Apri l 2017 

A. BAU- UND PLANUNGSRECHT 

–  Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG, SR 700) 

–  Verordnung über die Raumplanung vom 28. Juni 2000 (RPV, SR 700.1)  

–  Wohnbau- und E igentumsförderungsgesetz vom 4. Oktober 1974 (WEG, SR 843)  

–  Bundesgesetz über Geoinformation vom 5. Oktober 2007 (Geoinformationsgesetz, GeoIG, SR 510.62)  

–  Kantonales Geoinformationsgesetz vom 8. Juni 2015 (KGeolG, BSG 215.341)  

–  Gesetz über die Verbesserung des Wohnungsangebotes vom 7. Februar 1978 (BSG 854.1)  

–  Koordinat ionsgesetz vom 21. März 1994 (KoG, BSG 724.1) 

–  Baugesetz des Kantons Bern vom 9. Juni 1985 (BauG, BSG 721.0)  

–  Dekret über das Baubewil l igungsverfahren vom 22. März 1994 (BewD, BSG 725.1) 

–  Bauverordnung vom 6. März 1985 (BauV, BSG 721.1) 

–  Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen vom 25.  Mai 2011 (BMBV, BSG 721.3)  

–  Verordnung über die kantonale Kommission zur Pf lege der Orts- und Landschaftsbi lder vom 27. Oktober 2010 

(OLKV, BSG 426.221)  

–  Dekret über das Normalbaureglement vom 10. Februar 1970 (NBRN, BSG 723.13)  

–  Dekret über die Umlegung von Baugebiet, die Grenzregulie rung und die Ablösung oder Verlegung von Dienst-

barke iten vom 12. Februar 1985 (Baulandumlegungsdekret, BUD, BSG 728.1) 

–  Dekret über die Be iträge der Grunde igentümer von Erschliessungsanlagen und an weitere öffent l iche Werke 

und Massnahmen vom 12. Februar 1985 (Grunde igentümerbeitragsdekret, GBD, BSG 732.123.44)  

–  Bundesgesetz über Zwe itwohnungen vom 20. März 2015 (Zwe itwohnungsgesetz, ZWG, SR 702)  

–  Zweitwohnungsverordnung vom 4. Dezember 2015 ( ZWV, SR 702.1)  

B. STRASSENBAU, EISENBAHNEN UND LUFTFAHRT 

–  Bundesgesetz über die Nat ionalstrassen vom 8. März 1960 (SR 725.11) 

–  Verordnung über die Nat ionalstrassen vom 18. Dezember 1995 (SR 725.111)  

–  Verordnung über den Vollzug des Bundesgesetzes über die Nat ionalstrassen im Kanton Bern vom 3. März 

1961 (BSG 732.181)  

–  Strassengesetz vom 4. Juni 2008 (SG, BSG 732.11)  

–  Strassenverordnung vom 29. Oktober 2008 (SV, BSG 732.111.1)  

–  Bundesgesetz über Fuss- und Wanderwege vom 4. Oktober 1985 (FWG, SR 704)  

–  Verordnung über Fuss- und Wanderwege vom 26. November 1986 (FWV, SR 704.1)  

–  Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 (EBG, SR 742.101) 

–  Verordnung über Bau und Betrieb der Eisenbahnen vom 23. November 1983 (E isenbahnverordnung, EBV, SR 

742.141.1)  

–  Verordnung über das P langenehmigungsverfahren für E isenbahnanlagen vom 2. Februar 2000 (VPVE, SR 

742.142.1)  

–  Luf tfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948 ( LFG, SR 748.0)  

C. WASSER 

–  Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 (GSchG, SR 814.20)  
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–  Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV, SR 814.201) 

–  Kantonales Gewässerschutzgesetz vom 11. November 1996 (KGSchG,  BSG 821.0)  

–  Kantonale Gewässerschutzverordnung vom 24. März 1999 (KGV, BSG 821.1)  

–  Wassernutzungsgesetz vom 23. November 1997 (WNG, BSG 752.41)  

–  Wasserversorgungsgesetz vom 11. November 1996 (WVG, BSG 752.32) 

–  Wasserversorgungsverordnung vom 17. Oktober 2001 (WVV, BSG 752.321.1) 

–  Gesetz über Gewässerunterhalt und Wasserbau vom 14. Februar 1989 (Wasserbaugesetz, WBG, BSG 751.11)  

–  Wasserbauverordnung vom 15. November 1989 (WBV, BSG 751.111.1)  

–  Gesetz über See- und F lussufer vom 6. Juni 1982 (SFG, BSG 704.1)  

–  Verordnung über See- und F lussufer vom 29. Juni 1983 (SFV, BSG 704.111)  

D. ENERGIE- UND LEITUNGSWESEN 

–  Kantonales Energiegesetz vom 15. Mai 2011 (KEnG, BSG 741.1)  

–  Kantonale Energieverordnung vom 26. Oktober 2010 (KEnV, BSG 741.111)  

–  Bundesgesetz betreffend die e lektr ischen Schwach- und Starkstromanlagen vom 24. Juni 1902 (Elektrizitäts-

gesetz, SR 734.0)  

–  Verordnung über das P langenehmigungsverfahren für e lektr ische Anlagen vom 2. Februar 2000 (VPeA, SR 

734.25)  

–  Bundesgesetz über Rohrle itungsanlagen zur Beförderung flüssiger oder gasförmiger Brenn- oder Tre ibstoffe 

vom 4. Oktober 1963 (Rohrle itungsgesetz RLG, SR 746.1)  

E. UMWELTSCHUTZ, NATUR- UND HEIMATSCHUTZ 

–  Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG, SR  814.01)  

–  Verordnung über die Umweltverträgl ichke itsprüfung vom 19. Oktober 1988 (UVPV, SR 814.011)  

–  Kant. Verordnung über die Umweltverträgl ichke itsprüfung vom 14. Oktober 2009 (KUVPV, BSG 820.111)  

–  Verordnung über den Schutz vor Störfä l len vom 27. Februar 1991 (Störfa l lverordnung StFV, SR 814.012)  

–  Einführungsverordnung zur e idgenössischen Störfal lverordnung vom 22. September 1993 (EV StFV, BSG 

820.131) 

–  Verordnung über den Verkehr mit Abfäl len vom 22. Juni 2005 (VeVA, SR 814.610)  

–  Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen vom 4. Dezember 2015 (Abfal lverordnung, 

VVEA, SR 814.600)  

–  Gesetz über die Abfäl le vom 7. Dezember 1986 (AbfG, BSG 822.1)  

–  Abfal lverordnung vom 11. Februar 2004 (AbfV, BSG 822.111)  

–  Verordnung über die Bezeichnung der beschwerdeberecht igten Umweltschutzorganisat ionen vom 27. Juni 

1990 (VBO, SR 814.076)  

–  Verordnung über Be lastungen im Boden vom 1. Ju li 1998 (VBBo, SR 814.12)  

–  Luf tre inhalteverordnung vom 16. Dezember 1985 ( LRV, SR 814.318.142.1)  

–  Gesetz zur Reinhaltung der Luft vom 16. November 1989 (Lufthygienegesetz, BSG 823.1)  

–  Verordnung zur Reinhaltung der Luft vom 25. Juni 2008 ( Luf thygieneverordnung, LHV, BSG 823.111)  

–  Lärmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 ( LSV, SR 814.41)  

–  Kant. Lärmschutzverordnung vom 14. Oktober 2009 (KLSV, BSG 824.761)  

–  Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Eisenbahnen vom 24. März 2000 (BGLE, SR 742.144)  

–  Verordnung über den Schutz vor nicht ionisie render Strahlung vom 23. Dezember 1999 (NISV, SR 814.710)  

–  Verordnung über den Umgang von Organismen in der Umwelt vom 10. September 2008 (Fre isetzungsverord-

nung FrSV SR 814.911)  

–  Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz wild lebender Säuget iere  und Vöge l vom 20. Juni 1986 (Jagdge-

setz, JSG, SR 922.0) 

–  Gesetz über Jagd und Wildt ierschutz vom 25. März 2002 (JWG, BSG 922.11)  

–  Bundesgesetz über die F ischere i vom 21. Juni 1991 (BGF, SR 923.0)  
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–  Bundesgesetz über den Natur- und He imatschutz vom 1. Ju l i 1966 (NHG, SR 451)  

–  Verordnung über den Natur- und He imatschutz vom 16. Januar 1991 (NHV, SR 451.1) 

–  Verordnung über das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler vom 29. März 2017 (VBLN, SR 

451.11)  

–  Verordnung über das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbi lder der Schweiz vom 9. September 1981 

(VISOS, SR 451.12)  

–  Verordnung über den Schutz der Auengebie te von nat ionaler Bedeutung vom 28. Oktober 1992 (Auenverord-

nung, SR 451.31)  

–  Verordnung über den Schutz der Hoch- und Übergangsmoore von nationaler Bedeutung vom 21. Januar 1991 

(Hochmoorverordnung, SR 451.32)  

–  Verordnung über die Wasser- und Zugvoge lreservate von internat ionaler und nat ionaler Bedeutung vom 21. 

Januar 1991 (WZVV; SR 922.32).  

–  Naturschutzgesetz vom 15. September 1992 (NSchG, BSG 426.11)  

–  Naturschutzverordnung vom 10. November 1993 (NSchV, BSG 426.111) 

–  Verordnung über das Bundesinventar der historischen Verkehrswege der Schweiz vom 14. Apri l 2010 (V IVS; 

SR 451.13)  

–  Verordnung über die Erhaltung der Lebensgrundlagen und der Kultur landschaft vom 5. November 1997 ( LKV, 

BSG 910.112)  

F. LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 

–  Bundesgesetz über das bäuerl iche Bodenrecht vom 4. Oktober 1991 (BGBB, SR 211.412.11)  

–  Gesetz über das bäuerliche Boden- und Pachtrecht vom 21. Juni 1995 (BPG, BSG 215.124.1)  

–  Bundesgesetz über die Landwirtschaft vom 29. Apri l 1998 (Landwirtschaftsgesetz LwG, SR 910.1)  

–  -Kantonales Landwirtschaftsgesetz vom 16. Juni 1997 (KLwG, BSG 910.1)  

–  Gesetz über das Verfahren be i Boden- und Waldverbesserungen vom 16. Juni 1997 (VBWG, BSG 913.1)  

–  Verordnung über das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen vom 5. Nov. 1997 (VBWV, BSG 913.111)  

–  Bundesgesetz über den Wald vom 4. Oktober 1991 (Waldgesetz WaG,  SR 921.0)  

–  Kantonales Waldgesetz vom 5. Mai 1997 (KWaG, BSG 921.11)  

–  Kantonale Waldverordnung vom 29. Oktober 1997 (KWaV, BSG 921.111) 

G. GEWERBE, ARBEITNEHMERSCHUTZ 

–  Gesetz über Hande l und Gewerbe vom 4. November 1992 (Gewerbegesetz, HGG, BSG 930.1)  

–  Verordnung vom 24. Januar 2007 über Hande l und Gewerbe (HGV, BSG 930.11)  

–  Gastgewerbegesetz vom 11. November 1993 (GGG, BSG 935.11)  

–  Gastgewerbeverordnung vom 13. Apri l 1994 (GGV, BSG 935.111)  

–  Bundesgesetz über die Arbe it in Industr ie, Gewerbe und Hande l vom 13. März 1964 (Arbeitsgesetz, SR 822.11)  

–  Einführungsverordnung zur e idgenössischen Arbeitsgesetzgebung vom 31. August 2016 (EV ArG, BSG 832.011  

H. FEUERPOLIZEI 

–  Feuerschutz- und Feuerwehrgesetz vom 20. Januar 1994 (FFG, BSG 871.11)  

–  Feuerschutz- und Feuerwehrverordnung vom 11. Mai 1994 (FFV, BSG 871.111)  

–  Gebäudeversicherungsgesetz vom 9. Juni 2010 (GVG; BSG 873.11)  

–  Gebäudeversicherungsverordnung vom 27. Oktober 2010 (GVV; BSG 873.111) 

I. PRIVATES BAU- UND PFLANZRECHT 

–  Schweizer isches Ziv ilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB, SR 210)  

–  Gesetz betreffend die E inführung des Schweizerischen Z iv ilgesetzbuches vom 28. Mai 1911 (EG ZGB, 
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BSG 211.1)  

K. MILITÄR, ZIVILSCHUTZ 

–  Bundesgesetz über die Armee und die Mil itärverwaltung vom 3. Februar 1995 (MG, SR 510.10)  

–  Verordnung über das P langenehmigungsverfahren für mili tär ische Bauten und Anlagen vom 13. Dezember 

1999 (Mili tär ische Plangenehmigungsverordnung, MPV, SR 510.51)  

–  Verordnung über das Immobil ienmanagement und die Logist ik des Bundes vom 14. Dezember 1998 (V ILB, 

SR 172.010.21)  

–  Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivi lschutz vom 4. Oktober 2002 (BZG, SR 520.1) 

–  Ziv ilschutzverordnung vom 5. Dezember 2003 (ZSV, SR 520.11)  

–  Kantonales Bevölkerungsschutz- und Z iv i lschutzgesetz vom 19. März 2014 (KBZG, BSG 521.1)  

–  Kantonale Verordnung über den Z iv i lschutz vom 03. Dezember 2014 (Kantonale Z iv ilschutzverordnung, KZSV, 

BSG 521.11)  

L. GEMEINDEWESEN 

–  Gemeindegesetz vom 16. März 1998 (GG, BSG 170.11)  

–  Gemeindeverordnung vom 16. Dezember 1998 (GV, BSG 170.111)  

–  Gesetz vom 25. November 2004 zur Förderung von Gemeindezusammenschlüssen (Gemeindefusionsgesetz, 

GFG, BSG 170.12)  

–  Verordnung vom 24. Oktober 2007 über die Regionalkonferenzen (RKV, BSG 170.211)  

–  Verordnung vom 24. Oktober 2007 über das Geschäf tsreglement für die Regionalkonferenzen (RKGV, BSG 

170.212) 

–  Bundesgesetz über Regionalpolit ik vom 6. Oktober 2006 (SR 901.0)  

M. VERFAHREN; RECHTSPFLEGE 

–  Bundesgesetz über das Bundesgericht vom 17. Juni 2005 (BGG, SR 173.110)  

–  Bundesgesetz über den Fr istenlauf an Samstagen vom 21. Juni 1963 (SR 173.110.3)  

–  Verordnung über die Eröffnung letztinstanzlicher kantonaler Entsche ide in öffentl ich- recht lichen Ange legen-

heiten vom 8. November 2006 (SR, 173.110.47)  

–  Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968 (VwVG, SR 172.021)  

–  Gesetz über die Verwaltungsrechtspf lege vom 23. Mai 1989 (VRPG, BSG 155.21)  

–  Bundesgesetz über die Enteignung vom 20. Juni 1930 (EntG, SR 711)  

–  Ente ignungsgesetz vom 3. Oktober 1965 (EntG, BSG 711.0)  

–  Gesetz über den Finanz- und Lastenausgle ich vom 27. November 2000 (FILAG, BSG 631.1)  

– Verordnung über den Finanz- und Lastenausgleich vom 22. August 2001 (FILAV, BSG 631.111)  
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Anhang A4: Auszug aus dem EG ZGB (BSG 211.1) 

 

 
Art. 79 
1 Für Bauten, welche den gewachsenen Boden in irgendeinem 
Punkte um mehr als 1.20 m überragen, ist gegenüber den Nach-
bargrundstücken ein Grenzabstand von wenigstens 3 m einzuhal-
ten. Vorbehalten sind die Vorschr if ten des öffentl ichen Rechts 
über die geschlossene oder annähernd geschlossene Bauweise. 

2 Ist die geschlossene Bauweise zugelassen, aber nicht vorge-
schrieben, so hat der Grundeigentümer, der die seitliche Umfas-
sungsmauer nicht an die Grenze stellt, einen Grenzabstand von 
6 m einzuhalten.  

3 Wurde nach früherem Baurecht e in Nachbargebäude mit e iner 
Umfassungsmauer an der Grenze erstellt, so ist der Anbau im 
gle ichen Umfang gestattet.  

Art. 79a 
1 Für eingeschossige An- und Nebenbauten, die nicht für den 
dauernden Aufenthalt von Menschen oder Tieren bestimmt sind, 
genügt e in Grenzabstand von 2 m, sofern die mittlere Fassaden-
höhe dieser Bauten 4 m und ihre Grundf läche 60 m2 nicht über-
steigen.  

Art. 79b 
1 Vorspr ingende offene Bauteile, wie Vordächer, Vortreppen, 
Balkone, dürfen von der Umfassungsmauer aus gemessen höchs-
tens 1.20 m in den Grenzabstand hineinragen.  

Art. 79c 
1 Anlagen zur Aufnahme von Abortstoffen, Jauche, Dünger und 
anderen übelr iechenden Abfällen sind in e inem Abstand von we-
nigstens 3 m von der Grenze zu erstellen.  

2 Werden diese Anlagen so gebaut, dass keine Beeinträchtigung 
der Nachbarn eintreten kann, so braucht der Grenzabstand nicht 
eingehalten zu werden, wenn sie den gewachsenen Boden nicht 
um mehr als 1.20 m überragen.  

Art. 79d 
1 Wird eine Gebäude durch Elementarereignisse ganz oder te il-
weise zerstört, so darf es innert fünf Jahren ohne Rücksicht auf 
den privatrechtlichen Grenzabstand in seinem früheren Ausmass 
wieder aufgebaut werden.  

2 Die Fr ist ist e ingehalten, wenn vor ihrem Ablauf das Baugesuch 
gestellt ist. Der Wiederaufbau ist ohne wil lkürl iche Unterbrechung 
durchzuführen.  

Art. 79e 
1 Gebäude, die an die Grenze gestellt werden, sind grenzseitig mit 
einer Brandmauer zu versehen.  
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Art. 79f 
1 Das Recht, eine vom Nachbar erstellte Brandmauer mitzubenüt-
zen, wird durch Einkauf in das Miteigentum erworben.  

2 Für das Mitbenützungsrecht ist e ine Entschädigung zu bezahlen, 
welche entsprechend dem Interesse der beteiligten Nachbarn an 
der Brandmauer festzulegen ist.  

3 Eigentums- und Benützungsrechte, die der Nachbar an der be-
stehenden Brandmauer erworben hat, können im Grundbuch 
angemerkt werden.  

Art. 79g 
1 Jeder Miteigentümer ist berechtigt, die Brandmauer auf seine 
Kosten zu erhöhen oder tiefer in den Boden hinunterzuführen. 
Baut der Nachbar an das neuerstellte Mauerstück an, so hat er 
sich gemäss Art. 79f Abs. 2 einzukaufen.  

Art. 79h 
1 Wer längs der Grenze Auffüllungen oder Abgrabungen ausführt, 
hat das Nachbargrundstück durch Böschungen oder Stützmauern 
zu sichern.  

2 Böschungsneigungen dürfen höchstens 45° (100%) betragen. In 
steilem Gelände bleibt e ine stärkere Neigung natür lich entstande-
ner oder genügend gesicherter Böschungen vorbehalten.  

3 Die Stützmauer darf an die Grenze gestellt werden. Dient sie der 
Auffüllung, so darf sie den gewachsenen Boden des höher gele-
genen Grundstückes höchstens um 1.20 m überragen.  

Art. 79i 
1 Eine Stützmauer, welche auf der Grenze steht, gi lt als Bestand-
teil des Grundstücks, dessen Eigentümer sie erstellt hat. Kann 
dies nicht festgestellt werden, so wird Miteigentum beider Nach-
barn angenommen.  

2 Im übr igen sind die Vorschr iften über die Brandmauern sinnge-
mäss anwendbar.  

Art. 79k 
1 Einfr iedungen wie Holzwände, Mauern, Zäune, bis zu einer Höhe 
von 1.20 m vom gewachsenen Boden des höher gelegenen Grund-
stücks aus gemessen, dürfen an die Grenze gestellt werden. 

2 Höhere Einfr iedungen sind um das Mass der Mehrhöhe von der 
Grenze zurückzunehmen, jedoch höchstens auf 3 m.  

3 Für Grünhecken gelten um 50 cm erhöhte Abstände; diese sind 
bis zur Mitte der Pflanzstelle zu messen.  

Art. 79l 
1 Für Bäume und Sträucher, die nach Inkrafttreten dieser Bestim-
mungen gepflanzt werden, sind wenigstens die folgenden, bis zur 
Mitte der Pf lanzstelle zu messenden Grenzabstände einzuhalten:  

a.  5 m für hochstämmige Bäume, die nicht zu den Obstbäumen 
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gehören, sowie für Nussbäume; 

b.  3  m für hochstämmige Obstbäume;  

c. 1 m für Zwergobstbäume, Zierbäume und Spaliere, sofern sie 
stets auf e ine Höhe von 3  m zurückgeschnitten werden;  

d.  50 cm für Ziersträucher bis zu einer Höhe von 2 m sowie für 
Beerensträucher und Reben.  

2 Diese Abstände gelten auch für wild wachsende Bäume und 
Sträucher.  

3 Der Anspruch auf Beseitigung zu naher Pf lanzungen verjährt 
nach fünf Jahren. Die Einhaltung der Maximalhöhen kann jederzeit 
verlangt werden.  

Art. 79m 
1 Werden wohnhygienische Verhältnisse durch den Schattenwurf 
hochstämmiger Bäume wesentlich beeinträchtigt, so ist deren 
Eigentümer verpf l ichtet, die störenden Bäume gegen angemesse-
ne Entschädigung auf e in tragbares Mass zurückzuschneiden und 
sie nötigenfalls zu beseitigen.  

2 Vorbehalten bleiben entgegenstehende öffentliche Interessen, 
insbesondere des Natur- und Heimatschutzes und des Schutzes 
von Alleen.  

Art. 79n 
1 An Mauern und Wänden, die sich an oder auf der Grenze befin-
den, darf der Nachbar unentgeltl ich unschädliche Vorrichtungen, 
namentlich Spaliere, anbr ingen.  

Art. 79o 
1 Der Nachbar hat das Betreten oder die vorübergehende Benüt-
zung seines Grundstückes zu gestatten, wenn dies erforder lich ist 
für die Err ichtung oder den Unterhalt von Bauten, Strassen, Pflan-
zungen längs der Grenze oder von sonstigen Anlagen wie Leitun-
gen. Er ist rechtzeitig zu benachr ichtigen und hat Anspruch auf 
möglichste Schonung und vollen Schadenersatz.  
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Anhang A5: Abkürzungen 

 

  

BauG Baugesetz  

BauV Bauverordnung  

BewD Baubewill igungsdekret  

BMBV Verordnung über die Begrif fe und Messweisen im Bauwesen 

ChemRRV Chemikalien-Risiko-Reduktions-Verordnung 

DZV Direktzahlungsverordnung 

EG ZGB Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivi lgesetzbuch 

ES Lärmempfindlichkeitsstufe 

GSchG Bundesgesetz über den Gewässerschutz 

GSchV Gewässerschutzverordnung 

JSV Jagdverordnung 

KEnG Kantonales Energiegesetz 

KEnV Kantonale Energieverordnung 

KWaG Kantonales Waldgesetz 

KWaV Kantonale Waldverordnung 

LSV Lärmschutzverordnung  

NHG Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz 

NSchG Kantonales Naturschutzgesetz 

RPG Bundesgesetz über die Raumplanung 

RPV Raumplanungsverordnung 

SG Strassengesetz  

SV Strassenverordnung 

VIVS Verordnung über das Bundesinventar der historischen Verkehrswege der Schweiz 

WBG Wasserbaugesetz 

ZGB Schweizerisches Zivi lgesetzbuch 

 

 


